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1. Einleitung

Hintergrund/Projektbeschreibung: 
Das Projekt OKOM – Orte für Kinder als Orte für Menschen verfolgt das Ziel, am Bei-

spiel der großen Kreisstadt Geislingen an der Steige, ungenutzte öffentliche Gebäu-

de, etwa Schulen oder Gemeindehäuser, in lebendige soziale Treffpunkte umzu-

wandeln. Diese stehen oft an Randzeiten ungenutzt leer und bieten bereits eine 

ansprechende Infrastruktur. Das Projekt fand im Projektzeitraum von 1.10.2024 - 

30.04.2026 und als Verbundprojekt zwischen dem Stadtjugendring Geislingen e.V. 

und der HSD Hochschule Döpfer statt. 

Grundlage für das Projekt waren sozialräumliche Analysen und Befragungen, durch 

die die Bedarfe der Bevölkerung ermittelt worden sind. Auf dieser Basis wurden 

gemeinsam mit Bewohner*innen Konzepte entwickelt, um weitere Begegnungsorte 

zu schaffen und langfristig zu etablieren. 

Am Beispiel von Geislingen an der Steige zeigt sich, wie solche Konzepte konkret 

im ländlichen Raum umgesetzt werden können. Dort sollen bestehende Strukturen 

erhalten und genutzt werden, um neue soziale Netzwerke zu fördern, das Gemein-

schaftsleben zu stärken und temporäre Leerstände sinnvoll zu beleben. 

Langfristig zielt das Projekt OKOM darauf ab, soziale Teilhabe zu fördern, ehren-

amtliches Engagement zu stärken und nachhaltige Begegnungsorte zu etablieren, 

deren Ansäte und Konzepte auch auf andere Kommunen übertragbar sind. 
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Einleitungsgedanke:
Die konzeptionelle Ausrichtung des Projekts OKOM ist bewusst auf Offenheit, Teil-

habe und Vielfalt angelegt. Der generationenübergreifende und inklusive Ansatz 

erfordert es, Zielgruppen nicht eindimensional zu definieren, sondern bewusst breit 

zu denken. Dadurch rückten Menschen unterschiedlicher Altersgruppen, Lebens-

lagen und Bildungshintergründe gleichermaßen in den Fokus.

Vor diesem Hintergrund wurde ein besonderer Wert auf die Entwicklung niedrig-

schwelliger Methoden gelegt. Diese sollten es ermöglichen, sowohl Kindern als auch 

Senior*innen einen gleichberechtigten Zugang zu den Projektinhalten zu eröffnen, 

unabhängig von individuellen Voraussetzungen wie Bildungsgrad oder sozialem 

Status. Der methodische Zugang zielte somit darauf ab, Barrieren abzubauen und 

Begegnungsräume zu schaffen, in denen gemeinsames Lernen, Austausch und Par-

tizipation für alle Beteiligten erfahrbar werden. 

Was die Lesenden erwartet: 
Diese Handreichung bietet einen praxisnahen Überblick über zentrale Grundlagen, 

Methoden und Umsetzungsschritte im Kontext sozialer Dorfentwicklung. Sie rich-

tet sich an Akteur*innen aus Kommunen, Projekten und zivilgesellschaftlichen Ini-

tiativen, die kooperative Prozesse im ländlichen Raum gestalten und weiterentwi-

ckeln möchten. 

Zu Beginn werden fachliche Grundlagen und leitende Konzepte vorgestellt. Dazu 

zählen unter anderem die soziale Dorfentwicklung im Kontext gesellschaftlicher 

Veränderungen, aktivierende Bürger*innenbeteiligung sowie sozialraum- und 

lebensweltorientierte Ansätze. Ergänzend wird Partizipation als grundlegende Hal-

tung beleuchtet und durch Methoden wie das Partizipationsdreieck theoretisch ein-

geordnet. 

Im Anschluss werden verschiedene Methoden dargestellt, die zur Analyse, Beteili-

gung und Gestaltung vor Ort eingesetzt werden können. Diese reichen von klassi-

schen Verfahren wie Stadtteilbeschreibungen, Begehungen und Interviews bis hin 

zu ethnographischen Zugängen und innovativen Formaten wie digitalen Stadtral-

lyes. Auch der reflektierte Einsatz der Künstlichen Intelligenz (KI) wird thematisiert. 
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Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Bedeutung von Kooperationen. Die Hand-

reichung zeigt, wie Kooperationsvereinbarungen als Grundlage gelingender Zusam-

menarbeit entwickelt werden können, welche Inhalte und Formen sinnvoll sind und 

welchen Nutzen sie für Projekte und Förderstrukturen haben. 

Darauf aufbauend wird die praktische Umsetzung von Kooperationen beleuchtet. 

Konkrete Instrumente wie Entscheidungshilfen zur Partnerwahl, Ressourcenkrei-

se, Selbsteinschätzungsbögen und Aktionspläne unterstützen dabei, Kooperationen 

strategisch und nachhaltig zu gestalten. 

Ergänzend werden grundlegende Informationen zur Vereinsgründung bereitge-

stellt, einschließlich Voraussetzungen, Begleitprozessen und rechtlichen Rahmen-

bedingungen. Abschließend werden Aspekte zur Haftung und Unfallversicherung 

aufgegriffen, um auch rechtliche Fragen in der praktischen Umsetzung abzusichern. 

Die Handreichung verbindet somit theoretische Grundlagen mit konkreten Hand-

lungshilfen und soll dazu beitragen, soziale Dorfentwicklung partizipativ, struktu-

riert und nachhaltig zu gestalten. 
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2. Fachliche  
Grundlagen und 
Leitkonzepte

Dieses Kapitel bietet eine kompakte Einführung in die fachlichen Grundlagen 

und zentralen Leitkonzepte, die der sozialen Dorfentwicklung, wie sie im Pro-

jekt OKOM verstanden wurde, zugrunde liegen. Im Fokus stehen dabei Ansätze 

der sozialen Dorfentwicklung, der aktivierenden Bürger*innenbeteiligung sowie 

der Sozialraum- und Lebensweltorientierung. Ergänzend wird Partizipation als 

durchgängiges Prinzip beleuchtet, das die aktive Einbindung unterschiedlicher 

Zielgruppen unterstützt. 

Die dargestellten Konzepte dienen als theoretisch-konzeptioneller Rahmen für 

die praktische Umsetzung und schaffen ein gemeinsames Verständnis zentraler 

Begriffe und Zielsetzungen. Sie bilden damit die Grundlage für die nachfolgen-

den Kapitel, in denen Methoden, Kooperationen, Vereinsgründung usw. weiter 

ausgeführt werden. 
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2.1 Soziale Dorfentwicklung:  
Ländliche Räume im Wandel

Ländliche Räume stehen gegenwärtig vor tiefgründigen strukturellen Veränderun-

gen und vielschichtigen Herausforderungen. Demografischer Wandel, Mobilitäts-

barrieren sowie der teilweise Rückzug öffentlicher Infrastruktur prägen vielerorts 

die Lebensrealitäten der Bevölkerung. Gleichzeitig verfügen ländliche Regionen 

über erhebliche, häufig unterschätze Potenziale. Hierzu zählen insbesondere stabile 

nachbarschaftliche Netzwerke, eine hohe Bereitschaft zur gegenseitigen Unterstüt-

zung sowie eine ausgeprägte Kultur des bürgerschaftlichen Engagements. 

«Das große ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement in ländlichen Räu-

men trägt wesentlich zur Verbundenheit mit der eigenen Region, zu Lebensquali-

tät und Zusammenhalt bei. Auf dem Land haben Ehrenamt, Nachbarschaftshilfe 

und bürgerschaftliches Engagement starke Wurzeln, eine große gesellschaftliche 

Bedeutung, einen hohen Bindungswert und bauen auf gewachsene Strukturen»

 (BMLE 2024, S.8). 

Vor diesem Hintergrund gewinnt die Frage an Bedeutung, wie soziale Treffpunk-

te geschaffen oder reaktiviert werden können, die Begegnungen ermöglichen und 

gesellschaftliche Teilhabe stärken. Eine mögliche Antwort auf aktuelle Transfor-

mationsprozesse stellt das Bundesprogramm der sozialen Dorfentwicklung dar, das 

darauf abzielt, Bürger*innen aktiv in die Gestaltung ihrer Lebenswelt einzubeziehen 

und sie somit zu Mitgestalter*innen ihrer Lebensumwelt macht. Das Bundesminis-

terium für Ernährung, Landwirtschaft und Heimat (BMLEH) fördert im Rahmen 

der sozialen Dorfentwicklung gezielt Maßnahmen zum Aufbau und zur Stärkung 

sozialer Strukturen in ländlichen Gemeinden. Die Förderung erfolgt innerhalb des 

Bundesprogramms Ländliche Entwicklung und Regionale Wertschöpfung. Geför-

dert werden insbesondere innovative Projekte, die gesellschaftlichen Zusammenhalt 

stärken, soziale Teilhabe ermöglichen und zur nachhaltigen Entwicklung lebenswer-

ter sowie zukunftsorientierter ländlicher Regionen beitragen. Im Rahmen der Sozia-

len Dorfentwicklung stehen die Bewusstseinsbildung für das Miteinander sowie die 
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Stärkung des sozialen Zusammenhalts im Mittelpunkt, insbesondere durch gemein-

schaftliche Aktivitäten unterschiedlicher Bevölkerungs-gruppen. Gleichzeitig wird 

die Förderung von Partizipation und Mitgestaltung aller gesellschaftlicher Gruppen 

in verschiedenen Lebensbereichen als zentrales Ziel verfolgt. Ein weiterer Schwer-

punkt liegt auf der Sicherung beziehungsweise Schaffung sozialer Infrastrukturen 

als Orte der Begegnung, die Austausch und gemeinschaftliches Miteinander ermög-

lichen. Ergänzend dazu wird der Erhalt und Ausbau soziokultureller Angebote 

unterstützt, auch durch Eigeninitiative der Bevölkerung. Darüber hinaus kommt der 

Stärkung und Förderung des ehrenamtlichen Engagements eine besondere Bedeu-

tung zu, da dieses ein wesentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen und sozialen Dorf-

entwicklung leistet (vgl. BMLE 2023, S. 15).

2.2 Aktivierende Bürger*innenbeteiligung als 
Leitprinzip

Aktivierende Beteiligungsformate ermöglichen es, Bedarfe von Bürger*innen nicht 

nur zu erheben, sondern latent vorhandene Ressourcen und Potenziale sichtbar zu 

machen. Sie basieren auf dem Prinzip, Menschen als Expert*innen ihrer Lebenswelt 

anzuerkennen und aktiv in die Entwicklungsprozesse einzubinden. 

«Bürgerbeteiligung ist die Teilhabe und Mitgestaltung gesellschaftlicher Akteure 

an einem Planungs- und Entscheidungsprozess durch gegenseitige Information, 

Konsultation und Kooperation » 

(Paust/Renkamp 2020, S. 25). 

Die Grundsätze der Beteiligung leben von der Bereitschaft zum Dialog und berück-

sichtigen die Themen, die beteiligten Akteur*innen sowie die jeweiligen Rah-

menbedingungen. Sie benötigen klare Ziele und reale Mitgestaltungsmöglichkei-

ten. Bürger*innenbeteiligung beginnt frühzeitig und verpflichtet alle Beteiligten 
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gleichermaßen. Darüber hinaus braucht sie ausreichend Ressourcen und ermöglicht 

vielfältige Formen der Mitwirkung. Sie erfordert eine gemeinsame Verständigung 

auf Verfahrensregeln sowie eine sorgfältige und kompetente Prozessgestaltung. 

Grundlagen bilden dabei Transparenz und ein verlässlicher Informationsaustausch. 

Zugleich ist Bürger*innenbeteiligung als lernender Prozess zu verstehen, der aus 

Erfahrungen weiterentwickelt wird (vgl. Paust/Renkamp 2020, S. 27). 

 

«Ein Gemeinwesen ist immer so stark und lebendig, wie sich Menschen zusammen-

finden und über ihre gesetzlichen Pflichten hinaus bereits sind, sich füreinander 

einzusetzen» 

(Beck 2011, S. 19). 

Gründe für Bürger*innenbeteiligung liegen insbesondere in der Verbesserung der 

Entscheidungsqualität sowie in einer höheren Robustheit von Entscheidungen. 

Durch die Einbindung betroffener Bürger*innen wird zudem die demokratische 

Kultur gestärkt. Beteiligungsprozesse können kreative Lernprozesse initiieren, neue 

Formen des Austauschs ermöglichen und bürgerschaftliches Engagement fördern. 

Darüber hinaus tragen sie zu einer größeren Akzeptanz von Entscheidungen in der 

Bevölkerung bei und können neue Organisations- und Geschäftsmodelle hervor-

bringen (vgl. Benighaus / Renn 2016, S.27). 

«Weiterhin trägt die Bürgerbeteiligung dazu bei, dass Bewohner*innen und andere 

Gruppe im Sozialraum ihre eigenen Interessen artikulieren und sie eigenständig 

vertreten können» 

(Spieckermann 2012, S. 159)

Gerade in ländlichen Räumen zeigt sich besonders deutlich, dass Engagement kein 

abstrakter Begriff ist, sondern gelebte Praxis. Gespräche auf Festen, aufsuchende 

Befragungen im Sozialraum oder moderierte Austauschrunden schaffen Räume, in 

denen Ideen entstehen und weiterentwickelt werden können. Solche dialogorientier-

ten Vorgehensweisen eröffnen niedrigschwellige und praxisnahe Möglichkeiten der 

Beteiligung. Räume spielen in diesem Kontext eine zentrale Rolle. Sie ermöglichen 
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Begegnungen, gemeinschaftliche Aktivitäten sowie kulturelle Teilhabe. Gleichzeitig 

fehlt es in vielen Dörfern an offenen Orten, die flexibel genutzt werden können und 

unterschiedlichen Generationen zur Verfügung stehen. Damit solche Räume lang-

fristig lebendig bleiben, bedarf es engagierten Menschen, verlässliche Strukturen 

sowie kommunaler Unterstützung.

2.3 Sozialraum- und Lebensweltorientierung als 
Grundlage sozialer Dorfentwicklung

Soziale Dorfentwicklung knüpft unmittelbar an die Lebensrealitäten der Menschen 

vor Ort an. Dabei spielen die Begriffe Sozialraum und Lebenswelt eine zentrale Rol-

le, da sie den Blick auf die konkreten Bedingungen, Beziehungen und Alltagsprakti-

ken der Bevölkerung richten. 

Der Sozialraum umfasst dabei nicht nur den geografischen Ort eines Dorfes, sondern 

beschreibt das Zusammenspiel von räumlichen Strukturen, sozialen Netzwerken, 

institutionellen Angeboten und infrastrukturellen Gegebenheiten. Er ist geprägt 

durch Begegnungsorte, Mobilitätsmöglichkeiten, Versorgungsstrukturen sowie 

durch die Qualität sozialer Beziehungen und das Ausmaß gesellschaftlicher Teil-

habe. In der sozialen Dorfentwicklung wird der Sozialraum als gestaltbarer Raum 

verstanden, der aktiv weiterentwickelt werden kann. 

Die Lebenswelt hingegen bezieht sich auf die subjektive Perspektive der Menschen: 

Ihre Erfahrungen, Deutungen, Bedürfnisse und alltäglichen Handlungsweisen. Sie 

ist geprägt von individuellen Lebenslagen, biografischen Hintergründen und sozia-

len Zugehörigkeiten. Gerade im ländlichen Raum können sich Lebenswelten stark 

unterscheiden, etwa zwischen verschiedenen Generationen oder unterschiedlichen 

sozialen Gruppen. 

Nur wenn die strukturellen Gegebenheiten des Sozialraums und die subjektiven 

Lebenswelten der Menschen gemeinsam betrachtet werden, können passgenaue und 

nachhaltige Maßnahmen entstehen. Dies erfordert eine kontinuierliche Beteiligung 
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der Bevölkerung sowie eine offene und dialogorientierte Herangehensweise. 

Methodisch bedeutet dies, Sozialräume systematisch zu analysieren und Lebens-

welten sichtbar zu machen. Dies kann beispielsweise durch Befragungen, Beteili-

gungsformate, Sozialraumanalysen oder informelle Gespräche geschehen. Ziel ist es, 

Bedarfe frühzeitig zu erkennen, vorhandene Ressourcen zu nutzten und die Men-

schen als Expert*innen ihrer eigenen Lebenswelt aktiv in Entwicklungsprozesse 

einzubeziehen. 

Soziale Dorfentwicklung wird damit zu einem gemeinsamen Gestaltungsprozess, 

der an den Stärken und Potenzialen vor Ort ansetzt und die Lebensqualität für alle 

Bewohner*innen nachhaltig verbessert. 

Wolfgang Hinte (Sozialarbeitswissenschaftler und Mit-Entwickler eines Kon-

zepts der Sozialraumorientierung) hat für die aktive Arbeit im Sozialraum fünf 

Arbeitsprinzipien aufgestellt: 

 1.	 �Konsequentes Ansetzen am Willen und an den Interessen der Menschen,

 2.	 �Aktivierende Arbeit und Förderung von Selbsthilfe vor passiver Betreuung,

 3.	 �Konzentration auf die Ressourcen der Menschen: Was können die Beteiligten 

selbst einbringen?

 4.	 �Zielgruppen- und bereichsübergreifender Ansatz – Kooperation über Instituts-

grenzen hinweg im Interesse der Menschen,

 5.	 �Kooperation und Abstimmung der professionellen Ressourcen – Vernetzung 

der Sozialen Dienste	

(vgl. Hinte & Treeß, 2014, S.45)
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2.4 Partizipation als Grundhaltung in der  
sozialen Dorfentwicklung

Partizipation ist ein zentrales Prinzip in der sozialen Dorfentwicklung. Und geht 

über einzelne Beteiligungsformate hinaus. Sie ist als grundlegende Haltung zu ver-

stehen, die sich durch alle Phase eines Entwicklungsprozesses durchzieht, von der 

Ideenfindung über die Planung bis hin zur Umsetzung und Evaluation. Ziel ist es, 

Menschen vor Ort nicht nur zu informieren, sondern sie aktiv an Entscheidungen zu 

beteiligen und ihnen echte Mitgestaltungsmöglichkeiten zu eröffnen. 

Eine partizipative Grundhaltung basiert auf der Anerkennung, dass Bewohner*in-

nen Expert*innen ihrer eigenen Lebenswelt sind. Ihre Perspektiven, Erfahrungen 

und Kenntnisse stellen eine unverzichtbare Grundlage für passgenaue und tragfä-

hige Lösungen dar. Gleichzeitig stärkt Partizipation das Verantwortungsgefühl für 

gemeinschaftliche Prozesse und kann die Identifikation mit dem eigenen Lebensort 

fördern. 

Für die Praxis bedeutet dies, Beteiligung niedrigschwellig, inklusiv und transparent 

zu gestalten. Unterschiedliche Personengruppen sollten gezielt angesprochen und 

in geeigneten Formaten einbezogen werden. Dabei ist es wichtig, Barrieren abzu-

bauen. Dies kann durch eine verständliche Kommunikation, flexible Beteiligungs-

zeiten oder aufsuchende Ansätze gelingen. 

Partizipation erfordert zudem Verlässlichkeit und Klarheit seitens der verantwort-

lichen. Beteiligungsprozesse sollten nachvollziehbar gestaltet sein, Entscheidungen 

transparent kommuniziert und Ergebnisse sichtbar gemacht werden. Nur so kann 

Vertrauen entstehen und langfristig Engagement gefördert werden. Ebenso gehört 

es zu einer partizipativen Haltung, unterschiedliche Interessen und Perspektiven 

auszuhalten und konstruktiv zu machen. 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass Partizipation Zeit, Ressourcen und ent-

sprechende Kompetenzen erfordert. Sie ist kein Selbstläufer, sondern muss aktiv 

gestaltet und begleitet werden. Dies umfasst auch die Reflexion von Machtverhält-

nissen sowie die Bereitschaft, Verantwortung zu teilen und Entscheidungsprozesse 
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zu öffnen. 

Als Grundhaltung verstanden, trägt Partizipation dazu bei, soziale Dorfentwicklung 

als gemeinsamen Lern –und Gestaltungsprozess zu etablieren. Sie stärkt demokra-

tische Strukturen im Alltag, fördert den sozialen Zusammenhalt und unterstützt 

nachhaltige Entwicklungen, die von einer breiten Basis getragen werden. 

2.5 Partizipationsdreieck

Das Partizipationsdreieck von Rebekka Bendig unterscheidet zwischen Haltung, 

Struktur und Interaktion als drei entscheidende Faktoren für die Unterstützung zur 

Umsetzung von Partizipation. 

Abbildung 1: Partizipationsdreieck von Rebekka Bendig

(vgl. AWO Stormarn, 2021, S. 8)
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3. Methoden der 
Datenerhebung und 
–Auswertung im 
Sozialraum

In diesem Kapitel werden die im Rahmen des Projekts OKOM eingesetzten 

methodischen Zugänge zur Erhebung und Auswertung der Daten vorgestellt. Ziel 

ist es, ein umfassendes Bild des untersuchten Sozialraums zu gewinnen, indem 

verschiedene Methoden miteinander kombiniert werden. Den Ausgangspunkt 

bildet die systemische Stadtteilbeschreibung nach ISSAB, die durch eine Stadt-

teilbegehung ergänzt wird, um erste Eindrücke vor Ort zu erfassen. 

Darauf aufbauend kommen teilstrukturierte Interviews sowie ethnographische 

Ansätze, insbesondere die teilnehmende Beobachtung, zum Einsatz, um sub-

jektive Perspektiven und alltägliche Praktiken der Akteur*innen sichtbar zu 

machen. Ergänzend werden innovative Methoden wie eine digitale Stadtrallye 

sowie eine Befragung über eine Kommunikations- und Dialogwand genutzt, um 

niedrigschwelligen Beteiligungsmöglichkeiten zu schaffen. Auch der Einsatz der 

Künstlichen Intelligenz (KI) wird methodisch eigeordnet. 

Die Verbindung der verschiedenen methodischen Zugänge ermöglicht es, quali-

tativ gewonnenes Wissen multiperspektivisch zu erfassen und insbesondere eth-

nographische Erkenntnisse in einen größeren Kontext einzuordnen. 
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3.1 Stadtteilbeschreibung nach ISSAB

Das Institut für Stadtteilentwicklung, Sozialraumorientierte Arbeit und Beratung 

(ISSAB) der Universität Duisburg Essen unterstützt öffentliche und freie Institu-

tionen durch Beratung und wissenschaftliche Begleitung bei der Implementierung 

sozialraumorientierter Inhalte und Strukturen. Grundlage der Arbeit sind das Fach-

konzept „Sozialraumorientierung“, der strategische Ansatz „Quartiermanagement“ 

und das politische Konzept der „integrierten Stadtteilentwicklung“. 

Das ISSAB hat eine Checkliste zur Stadtteilbeschreibung erstellt. 

Für Früchtel (2013) dient diese in erster Linie dazu, ein Bewusstsein dafür zu ent-

wickeln, welche Daten, Informationen und objektiven Rahmenbedingungen für die 

sozialräumliche Arbeit tatsächlich relevant sind. Dabei geht es ausdrücklich nicht 

darum, möglichst vielen Daten zu sammeln oder gar einen „Datenfriedhof” anzule-

gen. Ebenso wenig steht ein vollständiges Erfassen aller verfügbaren Informationen 

im Vordergrund, bevor im Sozialraum gehandelt wird. Vielmehr soll die Checklis-

te dazu beitragen, die eigene Wahrnehmung für zentrale Aspekte einer zunächst 

fremden Lebenswelt zu schärfen sowie den eigenen Blick für relevante Strukturen 

und Gegebenheiten im Sozialraum zu entwickeln und zu differenzieren. Besonders 

hilfreich wird es dann, wenn sie mit eigenen Bedeutungen, Begriffen und Ordnungs-

systemen ergänzt und individuell weiterentwickelt wird. Sie ist somit kein starres 

Instrument, sondern eine Orientierungshilfe, die zur Reflexion und Strukturierung 

der eigenen Beobachtungen beiträgt (Früchtel F. et al., 2013, S.121 -122.). 

 

Die Checkliste befindet sich im Anhang. 
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3.2 Stadtteilbegehung: Sozialräume vor Ort  
erkunden und analysieren

Laut Deinet und Krisch (2009) ist die Stadtteilbegehung ein Beobachtungsverfah-

ren, bei dem Fachkräfte den Sozialraum aktiv erkunden, um vielfältige Eindrücke zu 

gewinnen. Ziel ist es Atmosphären und soziale Interaktionen wahrzunehmen, ohne 

dabei gezielt Gespräche oder Befragungen durchzuführen. Im Mittelpunkt steht eine 

beobachtende, möglichst offene Haltung, die es ermöglicht, den Sozialraum jenseits 

der eigenen beruflichen Perspektive neu zu betrachten. Da Fachkräfte häufig nicht 

in den von ihnen betreuten Sozialräumen leben, nehmen sie diese oft durch eine 

institutionelle Sichtweise wahr. Die Stadtteilbegehung bietet die Möglichkeit, diese 

Perspektive zu erweitern und ein differenziertes Verständnis für die Qualität von 

Räumen und deren Nutzung zu entwickeln. Dabei ist es wichtig, eine ethnografische 

Beobachtungshaltung einzunehmen, die bewusst eingeübt werden muss. 

Die Methode kann strukturiert durchgeführt werden, indem bestimmte Routen 

festgelegt, mehrfach zu unterschiedlichen Zeiten begangen und die Eindrücke sys-

tematisch dokumentiert werden, um unterschiedliche Wahrnehmungsebenen mit-

einander zu verbinden und ein umfassenderes Bild des Sozialraums zu erhalten. 

Eine gute Vorbereitung, beispielsweise durch die Analyse vorhandener Strukturda-

ten, unterstützt die Einordnung der Beobachtungen. Zudem erfordert die Methode 

Zeit, da sowohl die wiederholten Begehungen als auch die sorgfältige Dokumenta-

tion essenziell sind. 

Die Stadtteilbegehung eignet sich besonders, um neue Perspektiven auf bekannte 

Umgebungen zu gewinnen, den Einstieg in neue Arbeitskontexte zu erleichtern und 

bestehende Eindrücke zu reflektieren. Auch, wenn sie anfangs mit Skepsis betrach-

tet wird, zeigt die Praxis, dass sie zu wertvollen Erkenntnissen führt. Insgesamt stellt 

die strukturierte Stadtteilbegehung ein aufwendiges, aber wirkungsvolles Verfahren 

dar, das ein fundiertes Verständnis sozialräumlicher Zusammenhänge ermöglicht 

und als Grundlage für weitere Analysen und Maßnahmen dienen kann (vgl. Deinet 

& Krisch, 2009).
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3.3 Teilstrukturierte Interviews: Datenerhebung 
mit Leitfadenstruktur

Das teilstrukturierte Interview wird synonym auch als Leitfaden-Interview bezeich-

net. Zugrunde liegt diesem ein Interview-Leitfaden, der für die Vergleichbarkeit der 

Interviews sorgt. „Qualitative, leitfadengestütze Interviews sind eine verbreitete, 

ausdifferenzierte und methologisch vergleichsweise gut ausgearbeitete Methode, 

qualitative Daten zu erzeugen. Leitfadeninterviews gestalten die Führung im Inter-

view über einen vorbereiteten Leitfaden” (Helfferich, 2022, S. 875).

Der Leitfaden umfasst in der Regel offen formulierte Fragen, thematische Stich-

punkte sowie Erzählaufforderungen und fungiert als flexible Orientierungshilfe für 

die Interviewführung. Dabei wird der Interviewverlauf nicht strikt standardisiert, 

sondern situativ angepasst, sodass die Befragung für eigene Relevanzsetzungen und 

Deutungen eröffnet wird. Zentral für das halbstrukturierte Interview ist die bewuss-

te methodologische Entscheidung, die prinzipielle Offenheit qualitativer Forschung 

zugunsten einer forschungsökonomischen und inhaltlichen Fokussierung zu struk-

turieren.  In diesem Zusammenhang folgt die Konstruktion des Leitfadens dem 

Grundsatz, den Interviewverlauf „so offen wie möglich und so strukturiert wie 

nötig” zu gestalten. 

Darüber hinaus ist das Leitfadeninterview durch ein spezifisches, asymmetrisches 

Rollenverhältnis zwischen Interviewenden und Interviewten geprägt. Die Intervie-

wenden übernehmen eine steuernde Funktion, indem sie thematische Impulse set-

zen und den Gesprächsverlauf moderieren, während die Interviewten ihre subjek-

tiven Perspektiven, Erfahrungen und Sinnzuschreibungen artikulieren. Insgesamt 

ermöglicht das halbstrukturierte Interview eine zielgerichtete, zugleich aber flexible 

Datenerhebung, die es erlaubt, individuelle Deutungsmuster zu rekonstruieren und 

gleichzeitig eine gewisse Vergleichbarkeit zwischen den erhobenen Daten sicherzu-

stellen. 
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3.4 Auswertung der gewonnenen Daten

Qualitative Daten werden klassisch durch vollständige Transkription ausgewertet. 

Diese werden anschließend codiert, strukturiert (z. B. mithilfe von Programmen 

wie MaxQDA, ATLAS.ti, NVio o.ä.) und interpretiert, um daraus Schlussfolgerun-

gen und Handlungsempfehlungen abzuleiten. Für Feldstudien, etwa im Rahmen von 

PRA (Participatory Rapid Appraisal), ist dieses Verfahren jedoch oft zu aufwendig. 

Stattdessen eignet sich eine schnellere, praxisnahe Methode: die Auswertung mit 

Metaplan-Karten. Dabei wird auf vollständige Transkription verzichtet. Wichtige 

Aussagen werden direkt paraphrasiert, auf Karten notiert und thematisch geordnet 

(geclustert). Dies ermöglicht eine zügige und übersichtliche Ergebnisdarstellung.

Vorgehen bei der Metaplan-Methode:

1.	 Material sichten und zentrale Aussagen markieren 

2.	 Inhalte in eigenen Worten knapp, aber verständlich zusammenfassen 

3.	� Fokus auf relevante Aspekte wie Wichtigkeit, Auffälligkeiten, Häufigkeiten 

und Zusammenhänge 

4.	� Karten thematisch ordnen („clustern“) ohne vorgegebene Kategorien  

(induktives Vorgehen) 

5.	� Anschließend Cluster benennen und ggf. zu übergeordneten Themen  

zusammenführen 

6v.	 Ergebnisse bewerten und zusammenfassend darstellen 

Bei Unklarheiten kann erneut auf das Ausgangsmaterial zurückgegriffen werden. 

Ergebnisse aus verschiedenen Methoden oder Interviews werden zunächst getrennt 

ausgewertet und anschließend zusammengeführt. Dabei bleibt die Vergleichbarkeit 

erhalten. Unterschiedliche Zielgruppen werden nicht vermischt, sondern gegenüber-

gestellt. Diese Methode ist besonders effizient, fördert die Teamkommunikation und 

erleichtert die gemeinsame Auswertung deutlich. (vgl. Stange, o.D., S. 31 – 34). 
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3.5 KI-gestützte Visualisierung von Bedarfen 
durch Bildgenerierung 

Im Rahmen von Beteiligungs- und Planungsprozessen kann Künstliche Intelligenz 

(KI) als methodisches Instrument eingesetzt werden, um Bedarfe und Lebensreali-

täten von Bürger*innen sichtbar zu machen. Mithilfe KI-gestützter Bildgenerierung 

lassen sich Ideen, Wünsche und Anliegen von Teilnehmenden in visuelle Darstel-

lungen übersetzen. Ziel ist es, abstrakte Bedarfe greifbarer zu machen und gleich-

zeitig die Vielfalt der Perspektiven innerhalb einer Gemeinschaft abzubilden.

Die KI-generierten Bilder entstehen auf Grundlage von Gesprächen sowie persön-

lichen Angaben der Beteiligten. Dabei werden Wünsche – beispielsweise zur Gestal-

tung von Räumen oder Angeboten – gesammelt und in Form von Bildbeschreibun-

gen aufbereitet. Diese dienen anschließend als Grundlage für die Erstellung von 

Visualisierungen durch ein KI-gestütztes Bildgenerierungstool. Die entstehenden 

Bilder können unterschiedliche Lebenssituationen, Altersgruppen und Interessen 

widerspiegeln und so die Vielfalt vorhandener Bedarfe sichtbar machen.

Der Einsatz von KI-gestützter Bildgenerierung erweist sich insbesondere als nied-

rigschwellige Methode, um Menschen in Beteiligungsprozesse einzubeziehen. Visu-

elle Darstellungen können häufig schneller erfasst werden als rein textliche Inhalte 

und ermöglichen auch Personen mit unterschiedlichen sprachlichen oder bildungs-

bezogenen Voraussetzungen einen Zugang zu den Themen. Gleichzeitig bieten die 

Visualisierungen Anlässe für Gespräche und unterstützen den Austausch über 

gemeinsame Anliegen und Zukunftsvorstellungen.

Die generierten Bilder können vielfältig eingesetzt werden, etwa zur Veranschauli-

chung von Ergebnissen aus Beteiligungsformaten, zur Unterstützung von Präsenta-

tionen oder in der Öffentlichkeitsarbeit. Sie dienen dabei nicht nur der Dokumentati-

on, sondern auch als Impuls für weiterführende Diskussionen und Ideensammlungen. 

Der Einsatz von KI zeigt, dass digitale Werkzeuge eine sinnvolle Ergänzung für Betei-

ligungsprozesse darstellen können. Insbesondere die Möglichkeit, Bedarfe visuell dar-

zustellen, unterstützt eine transparente Kommunikation und kann dazu beitragen, 

unterschiedliche Perspektiven sichtbar zu machen und wertzuschätzen. 

Ausgewählte Beispiele für KI-generierte Bilder aus dem Projekt OKOM finden 

sich im Anhang.
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3.6 Digitale Stadtrallye: Sozialräume  
interaktiv per App entdecken und persönliche 
Bedarfe benennen

Im Rahmen von Beteiligungsprozessen kann eine digitale Stadtrallye als innovatives 

Instrument eingesetzt werden, um Menschen dazu einzuladen, ihren Stadtteil oder 

ihre Umgebung aktiv zu erkunden, neue Perspektiven kennenzulernen und eigene 

Ideen einzubringen. Ziel ist es, insbesondere auch junge Menschen niedrigschwel-

lig anzusprechen und zur aktiven Auseinandersetzung mit ihrem Lebensumfeld zu 

motivieren.

Die digitale Stadtrallye verbindet spielerische Elemente mit Methoden der Bür-

ger*innenbeteiligung. An verschiedenen Standorten werden Aufgaben, Fragen und 

Impulse bereitgestellt, die die Teilnehmenden dazu anregen, sich mit ihrem direkten 

Umfeld auseinanderzusetzen. Dabei stehen sowohl das Kennenlernen bestehender 

Orte und Strukturen als auch die Reflexion eigener Wünsche und Verbesserungs-

ideen im Fokus.

Die Rallye führt die Teilnehmenden gezielt zu zentralen Treffpunkten, öffentlichen 

Einrichtungen sowie Orten des alltäglichen Lebens. An den jeweiligen Stationen 

können Informationen abgerufen, Fragen beantwortet und Einschätzungen abge-

geben werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, eigene Ideen, Wünsche und 

Anregungen digital festzuhalten. Auf diese Weise können Bedarfe niedrigschwellig 

erfasst und dokumentiert werden.

Ein besonderer Mehrwert digitaler Stadtrallyes liegt in ihrem aktivierenden und 

spielerischen Ansatz. Dadurch können auch Personen erreicht werden, die sich an 

klassischen Beteiligungsformaten eher selten beteiligen. Gleichzeitig fördert das 

eigenständige Erkunden die Identifikation mit dem eigenen Lebensumfeld und sen-

sibilisiert für vorhandene Ressourcen sowie Entwicklungsmöglichkeiten.

Die digitale Umsetzung ermöglicht zudem eine flexible Nutzung unabhängig von 

festen Terminen. Interessierte können die Rallye eigenständig durchführen, bei-

spielsweise über den Zugriff per QR-Code, und in ihrem eigenen Tempo bearbeiten. 

Dies schafft eine zeit- und ortsunabhängige Form der Beteiligung.
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Die im Rahmen der Stadtrallye gesammelten Rückmeldungen und Ideen können 

dokumentiert und in weitere Planungs- oder Beteiligungsprozesse integriert wer-

den. Damit dient die digitale Stadtrallye nicht nur der Orientierung und Aktivie-

rung, sondern auch als Instrument zur Bedarfserhebung und Ideensammlung.

Im Rahmen von OKOM entstanden zwei digitale Stadtrallyes unter Nutzung eines 

digitalen Tools, die auf der Homepage des projektes abrufbar sind. Mögliche Pro-

gramme für Bildungseinrichtungen sind z.B. die kostenfreien Tools „Biparcours“ 

(in NRW), „jumblr tours“ (in Brandenburg) oder die kostenpflichtigen Programme 

„Actionbound“ oder „HuntHopper“

3.7 Ethnographie als qualitative Forschungs- 
strategie

Laut Stange (o.D.) haben die ethnografischen Methoden in der Kinder- und Jugend-

arbeit zunehmend an Bedeutung gewonnen, insbesondere im Rahmen von Sozial-

raum- und Lebensweltanalysen. Ihren Ursprung hat die Ethnografie bei Forschern 

wie Bronislav Malinowski, der durch teilnehmende Beobachtung fremde Kulturen 

erforschte, indem er über längere Zeit am Leben der Menschen teilnahm. Ziel dieser 

Methoden ist es, durch eigene Erfahrungen ein Verständnis für Regeln, Verhaltens-

weisen und Kommunikationsformen innerhalb einer fremden Lebenswelt zu entwi-

ckeln. Auch die Chicagoer Soziologie griff diesen Ansatz auf und untersuchte soziale 

Lebenswelten in Großstädten durch unmittelbare Feldforschung.

In der Jugendarbeit knüpfen ethnografische Methoden an dieses Prinzip an: Fach-

kräfte versuchen, die Lebenswelten und Perspektiven von Jugendlichen – insbeson-

dere von Peer-Groups – besser zu verstehen. Dabei geht es nicht nur um Beobach-

tung, sondern auch um eine Art „Übersetzungsarbeit“ zwischen unterschiedlichen 

Lebensrealitäten, etwa zwischen jugendkulturellen Ausdrucksformen und institu-

tionellen Anforderungen. Dieses Wissen ist zentral für die Planung von Angeboten, 
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die Konzeptentwicklung und die Reflexion pädagogischer Praxis. Zu den konkre-

ten Methoden zählen unter anderem Stadtteilerkundungen, subjektive Landkarten, 

Nadeluntersuchungen sowie offene Befragungen von Jugendlichen und Akteuren im 

Sozialraum. Diese Verfahren helfen, Bedürfnisse, Interessen und Konfliktpotenziale 

sichtbar zu machen. Kritisch anzumerken ist jedoch, dass in der Praxis oft weniger 

die wissenschaftliche Strenge als vielmehr die praktische Anwendbarkeit im Vor-

dergrund steht. Zudem erfordert ethnografisches Arbeiten eine offene, vorurteils-

freie und ergebnisoffene Haltung, die im Arbeitsalltag aufgrund von Zeitdruck und 

Handlungsanforderungen schwer umzusetzen ist. Ethnografische Methoden sind 

daher anspruchsvoll und können nicht nebenbei angewendet werden, sondern soll-

ten gezielt in ausgewählten Projekten eingesetzt werden (Stange et al., o.D, S. 15 - 17).

3.8 Teilnehmende Beobachtung als qualitative 
Erhebungsmethode

Die teilnehmende Beobachtung ist eine Methode, bei der sich die Beobachtenden 

direkt in das Lebensumfeld der Zielgruppe begeben und aktiv am Geschehen teil-

nehmen. Dabei treten sie in persönlichen Kontakt mit den Beteiligten und beobach-

ten gleichzeitig deren Verhalten, Interaktionen und Strukturen im Alltag. 

In dem Fachbuch Praxis-Bausteine der Sozialraum- und Lebensweltanalyse gibt 

hierzu eine verständliche Beschreibung für die praktische Umsetzung (S. 18 – 20):

Zielgruppen:

Die Methode eignet sich für unterschiedliche Zielgruppen, darunter Kinder, 

Jugendliche und Erwachsene sowie formelle Gruppen (z.B. Schulklassen) und 

informelle Gruppen (z.B. Cliquen).
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Zeitaufwand/Dauer:

Die Dauer variiert je nach Zielsetzung und Zusammensetzung der Gruppe und liegt 

in der Regel zwischen 30 Minuten und 2 Stunden. 

Äußere Voraussetzungen:

Für die Durchführung sollten möglichst geeignete Wetterbedingungen herrschen, 

insbesondere bei Beobachtungen im Außenbereich (trocken und windstill). 

Material/Hilfsmittel:

Zur Unterstützung werden Beobachtungsbögen, Klemmbretter, Stifte sowie Foto- 

oder Videokameras eingesetzt. Ergänzend können Stadtpläne, Tonaufnahmen und 

Dokumentationsmappen genutzt werden, um Beobachtungen, Fotos und Notizen 

systematisch zu sammeln und auszuwerten. 

Vorteile:

Ein zentraler Vorteil lieg in der Nähe zur Lebenswelt der Zielgruppe, wodurch 

authentische und realitätsnahe Einblicke gewonnen werden können. Zudem 

ermöglicht die Methode neben der reinen Beobachtung auch Interaktion und 

direkten Austausch mit den Teilnehmenden. 

Nachteile:

Die gleichzeitige Rolle als Beobachtender und Teilnehmender kann herausfordernd 

sein und dazu führen, dass wichtige Beobachtungen übersehen werden. Außerdem 

besteht die Gefahr, dass die Beobachtenden selbst in den Fokus der Aufmerksam-

keit rücken, was das Verhalten der Gruppe beeinflussen kann. 

Durchführung/Ablauf: 

Die Beobachtung findet an festgelegten Orten wie Schulhöfen, Kitas, Spielplätzen 

oder Treffpunkten statt. Die Beobachtenden begeben sich aktiv in die jeweilige 
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Gruppe und verbringen dort eine bestimmte Zeit. Währenddessen beobachten sie 

das Geschehen, dokumentieren ihre Eindrücke mithilfe von Beobachtungsbögen 

und ergänzenden Notizen und treten bei Bedarf in einen vorsichtigen Austausch 

mit der Gruppe. Wichtig ist, möglichst unauffällig zu agieren und die Situation 

nicht zu beeinflussen. In einigen Fällen können im Anschluss an die Beobachtung 

ergänzende Interviews durchgeführt werden. Da Beobachtungsbögen nur ausge-

wählte Aspekte erfassen, sollten zusätzliche Auffälligkeiten separat notiert werden. 

Eine zeitnahe Auswertung ist empfehlenswert, um die Eindrücke möglichst genau 

festzuhalten. Zudem sollte auf eine sorgfältige Zuordnung von Fotos und Notizen 

geachtet werden, beispielsweise durch Nummerierung. 

3.9 Befragung an Kommunikations- und Dialog-
wand als partizipative Methode im öffentlichen 
Raum 

Eine weitere praxisnahe Methode zur Erhebung von Meinungen und Perspektiven 

beschreibt Stange (o.D.) mit der Befragung an Kommunikations- und Dialogwänden. 

Diese wird insbesondere mit flanierenden Kindern, Jugendlichen und Menschen im 

öffentlichen Raum durchgeführt. Vorbeikommende Passant*innen werden durch 

zuvor sogfältig ausgewählte Fragestellungen dazu angeregt, ihre Ansichten und 

Erfahrungen einzubringen. 

Die erhobenen Antworten werden von den Teilnehmenden auf Karten festgehal-

ten und anschließend an die bereitstehenden Kommunikations- und Dialogwänden 

angebracht. Diese visuelle Sammlung ermöglicht nicht nur eine strukturierte Dar-

stellung der Beiträge, sondern dient zugleich als Ausgangspunkt für weiterführende 

Gespräche und Diskussionen vor Ort. Durch den gezielten Einsatz von Farbzuwei-

sungen können unterschiedliche Zielgruppen kenntlich gemacht werden, wodurch 

eine differenzierte Auswertung der Rückmeldungen erleichtert wird.
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Zielgruppen:

Diese Methode richtet sich an Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die sich im 

öffentlichen Raum aufhalten. 

Zeitaufwand/Dauer: 

Der zeitliche Rahmen für die Durchführung der Befragung an Kommunikations- 

und Dialogwänden beträgt in der Regel etwa vier bis fünf Stunden. 

Äußere Voraussetzungen:

Für die Durchführung sollten möglichst geeignete Wetterbedingungen herrschen, 

insbesondere bei Beobachtungen im Außenbereich (trocken und windstill).

Material/Hilfsmittel:

Für die Durchführung werden Stellwände sowie vorab formulierte Fragestellungen 

benötigt. Zur Dokumentation der Antworten dienen Metaplan-Karten, die idealer-

weise für unterschiedliche Zielgruppen farblich differenziert sind, sowie Edding-

Stifte. Zur Gestaltung einer einladenden und aktivierenden Atmosphäre können 

Musik (z.B. über Ghettoblaster mit CDs), Luftballons zur Dekoration sowie kleine 

Süßigkeiten als wertschätzendes Dankeschön für die teilnehmenden eingesetzt 

werden. 

Vorteil:

Ein zentraler Vorteil dieser Methode liegt in der direkten Kommunikation mit den 

im Sozialraum lebenden Menschen.  

Nachteile:

Ein Nachteil dieser Methode besteht in ihrer Offenheit und der damit verbundenen 

Unsicherheit, da sie auf die freiwillige Beteiligung der Zielgruppen angewiesen ist. 

Dies kann zu Phasen mit geringer oder ausbleibender Teilnahme (Leerlauf) führen. 
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Durchführung/Ablauf: 

Im öffentlichen Raum werden vier bis fünf Stellwände an gut sichtbaren und fre-

quentierten Orten positioniert. Die im Vorfeld entwickelten Fragestallungen wer-

den aufbereitet, beispielsweise auf Papierstreifen gedruckt, und gut lesbar an den 

Stellwänden angebracht. 

Die Durchführenden sprechen aktiv vorbeikommende Passant*innen an und moti-

vieren sie zur Teilnahme an der Befragung. Die Antworten werden von den teilneh-

menden auf Karten notiert und anschließend den jeweiligen Fragen zugeordnet 

an den Stellwänden befestigt. Um eine differenzierte Auswertung zu ermöglichen, 

werden für verschiedene Zielgruppen unterschiedliche Farbkarten verwendet.

Im Verlauf der Befragung entwickelt sich ein offener Kommunikations- und Aus-

tauschprozess, der häufig dazu beiträgt, dass Teilnehmende ihre Antworten reflek-

tieren, erweitern oder durch die Beiträge anderer ergänzen. Für eine übersichtliche 

und zielgerichtete Durchführung ist darauf zu achten, die Anzahl der Fragestellun-

gen zu begrenzen. In der Praxis haben sich etwa drei bis vier Fragen als sinnvoll 

erwiesen (vgl. Stange et al., o.D, S. 20 – 21)
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4. Kooperations- 
vereinbarungen  
als Grundlage  
gelingender  
Kooperation 

Kooperationsvereinbarungen bilden eine wichtige Grundlage für eine gelingen-

de Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteur*innen. Sie schaffen Trans-

parenz über Ziele, Aufgaben und Zuständigkeiten und tragen dazu bei, Miss-

verständnisse und Konflikte zu vermeiden. Eine frühzeitige Abstimmung über 

Erwartungen und Rahmenbedingungen wirkt präventiv und erleichtert die 

Zusammenarbeit im weiteren Projektverlauf. 

Gerade in Projekten mit mehreren Beteiligten ist es wichtig, ein gemeinsames 

Verständnis über Ziele und Arbeitsweisen zu entwickeln. Ohne klare Absprachen 

besteht die Gefahr, dass die Beteiligten zwar zusammenarbeiten, jedoch unter-

schiedliche Vorstellungen verfolgen. 

Kooperationsvereinbarungen helfen dabei, gemeinsame Ziele festzulegen und 

die Zusammenarbeit verbindlich zu gestalten. 
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4.1 Mögliches Instrument zur  
Anbahnung und Gestaltung einer Kooperation –  
Kooperationscheckliste 

Die nachfolgende Kooperationscheckliste der Werkstatt 3 „Schule ist Partner” der 

Deutschen Kinder- und Jugendstiftung dient als strukturierende Orientierung für die 

Initiierung und Ausgestaltung tragfähiger Kooperationen. Sie unterstützt Akteur*in-

nen dabei, bereits im Vorfeld zentrale Rahmenbedingungen zu klären und somit die 

Grundlage für eine nachhaltige und gelingende Zusammenarbeit zu schaffen. 

Im Zentrum steht zunächst die gegenseitige Interessenbekundung der potenziel-

len Kooperationspartner. Diese bildet den Ausgangspunkt für einen transparenten 

Austausch über die Auswertung einer möglichen Vorgeschichte, Klärung der Moti-

vationsgründe für eine Zusammenarbeit sowie die Thematisierung von Erwartun-

gen und Wünschen.   

Darauf aufbauend folgt die getrennte interne Klärung bei den jeweiligen Koope-

rationspartnern, um eigene Ziele und Erwartungen der Zusammenarbeit zu klären 

und um vorhandene Ressourcen zu klären. 

Er weitere Schritt ist die Kooperationsstiftung. Hierbei findet ein genaues Kennen-

lernen des Partners statt und erste Strukturen werden vereinbart. Dazu zählt das 

Festlegen von festen Ansprechpartnern, eine gemeinsame Zieldefinition, die Bestim-

mung des Kooperationsvorhaben sowie die Verabredung der Vorgehensweise. 

Die anschließende Bedarfsermittlung, Planung und Vorbereitung des Vorha-

bens bilden die inhaltliche Basis der Kooperation. Sie umfasst die konkrete Bedarfs-

ermittlung, räumliche Bedingungen sowie die Bildung von Konzeptionsgruppen. Mit 

dem Ziel Unterstützung zu gewinnen, Betroffene zu informieren und eine mögliche 

öffentliche Bekanntmachung zu planen. Weitere strukturelle Rahmenbedingungen 

gilt es zu klären: weitere Genehmigungen, Erlaubnis, Duldung nötig?

Darauf aufbauend wird ein Konzept erarbeitet, das die inhaltliche Ausrichtung, 

methodische Ansätze sowie organisatorische Rahmenbedingungen der Kooperation 

festhält. 
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In der abschließenden Entscheidung und Vereinbarung geht es darum, den 

gemeinsam verfassten Vertrag auszuhandeln und sowohl eine getrennte als auch 

eine gemeinsame Beratung des Vertrags vorzunehmen (vgl. Schmitt, 2005, S. 522). 

Die Kooperationscheckliste ist im Anhang aufgeführt und insbesondere im schuli-

schen Kontext erprobt. Sie bietet eine praxistaugliche Struktur für Kooperations-

prozesse und ist aufgrund ihrer grundlegenden systematischen Herangehensweise 

auch auf andere Handlungsfelder übertragbar, beispielsweise in der kommunalen 

Sozialraumarbeit, in der Jugendhilfe oder in zivilgesellschaftlichen Projekten. 

4.2 Kooperationsvereinbarung und  
Kooperationsvertrag

In der Praxis werden die Begriffe Kooperationsvereinbarung und Kooperations-

vertrag häufig synonym verwendet. Der Begriff Vereinbarung ist der etwas allge-

meinere Begriff und beide dokumentieren eine gegenseitige Willenserklärung, eine 

rechtliche Unterscheidung erfolgt nicht. Die Begrifflichkeit des Vertrags betont die 

rechtliche Verbindlichkeit der vereinbarten Rechte und Pflichten. Zudem wird hier 

auch die Frage fokussiert, wer diesen rechtsverbindlich unterschreiben kann und 

darf. Dadurch wird deutlich, dass es zwar keine rechtliche Folge hat, jedoch mög-

licherweise eine strategische Relevanz. 

Der Begriff der Vereinbarung sowie der der Beteiligten können leichter zur Bereit-

schaft eines Abschlusses führen. Für die rechtliche Relevanz ist es jedoch entschei-

dend, welche inhaltlichen Punkte die Kooperationspartner*innen festlegen (vgl. 

Schmitt, 2009, S. 517 - 518).
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4.3 Vertragspartner*innen im Kontext  
institutioneller Kooperationen und Formen der 
Kooperation*

Als Vertragspartner*innen im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen treten auf 

Seiten der Schule grundsätzlich die jeweiligen Institutionen selbst auf. Bei öffentli-

chen Schulen wird die Schulleitung als vertretungsberechtigte Instanz der zustän-

digen Landesbehörde tätig. Im Falle von Schulen in freier Trägerschaft fungiert hin-

gegen der jeweilige privatrechtliche Träger als Vertragspartner.

Für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe (Kindertagesbetreuung, Horte, Tages-

einrichtungen...) ist zwischen öffentlichen und freien Träger zu differenzieren. 

Öffentliche Träger sind in der Regel Kommunen, wie Gemeinden oder Landkreise, 

die die Verantwortung für die Einrichtung übernehmen und entsprechend als Ver-

tragspartner*innen auftreten. Freie Träger können beispielsweise die Wohlfahrts-

verbände wie die Caritas, die Arbeiterwohlfahrt (AWO) oder andere anerkannte 

Trägerorganisationen sein, die die rechtliche Vertretung der z.B. Kindertagesein-

richtung innehaben.

Pädagogische Fachkräfte, wie etwa Schulsozialarbeiter*innen oder Mitarbeitende in 

Kindertageseinrichtungen sind hingegen nicht selbst Vertragspartner*innen. Sie han-

deln im Rahmen ihrer Tätigkeit im Auftrag und in Verantwortung des jeweiligen Trä-

gers bzw. Der Institution, besitzen jedoch keine eigenständige vertragliche Stellung. 

Kooperationsvereinbarungen können auf unterschiedlichen Ebenen und mit vari-

ierenden Konkretisierungsgrad ausgestaltet sein. Eine zentrale Rolle spielen dabei 

sogenannte Rahmenkooperationsvereinbarungen, die beispielsweise auf Landes-

ebene zwischen Bundesländern und außerschulischen Partnern, etwa Jugendver-

bänden oder anderen Trägerorganisationen, geschlossen werden. Diese übergeord-

neten Vereinbarungen schaffen grundlegende Strukturen, definieren gemeinsame 

Zielsetzungen und legen den formalen Rahmen für die Zusammenarbeit fest. 

Die konkrete Ausgestaltung der Kooperation erfolgt in der Regel auf lokaler Ebe-

ne durch die beteiligten Akteur*innen vor Ort. Hier werden die in den Rahmenver-

einbarungen formulierten Zielsetzungen weiter präzisiert, an die jeweiligen Bedarfe 

* Im Projekt OKOM lag der Schwerpunkt auf Kooperationen im ländlichen Raum mit Schulen,  
Kirchen, Vereinen oder Kitas, daher liegt hier der Fokus der folgenden Ausführungen.
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angepasst und mit spezifischen Inhalten, Zuständigkeiten sowie Ressourcen hinterlegt. 

Die Wahl der geeigneten Form der Kooperationsvereinbarung ist dabei maßgeb-

lich von Art, Umfang und Dauer der Zusammenarbeit abhängig. Bei umfangreichen 

und langfristig angelegten Projekten kann eine einzelne, umfassende Vereinbarung 

schnell unübersichtlich werden. In solchen Fällen kann es sinnvoll sein, die Koope-

ration durch mehrere aufeinander abgestimmte Vereinbarungen oder ergänzende 

Regelungen zu strukturieren. 

Demgegenüber besteht bei kleineren und zeitlich begrenzten Projekten die Gefahr 

einer Überregulierung, wenn zu detaillierte oder komplexe Vereinbarungen getrof-

fen werden. Hier sind schlankere, praxisnahe Absprachen oft zielführender und 

fördern eine flexible Zusammenarbeit. Zudem zeigt die Praxis, dass positive Erfah-

rungen aus zunächst kleineren, niedrigschwelligen Kooperationsprojekten die 

Bereitschaft der beteiligten erhöhen können. Solche erste Kooperationserfahrungen 

können somit als wichtige Grundlage für den Aufbau nachhaltiger und verlässlicher 

Partnerschaften dienen. 

(vgl. Eylert-Schwarz, o.D.)

4.4 Entwicklung und Inhalte einer  
Kooperationsvereinbarung 

Welche Inhalte in einer Kooperationsvereinbarung aufgenommen werden sollten, 

ist stets im Zusammenhang mit den jeweiligen Rahmenbedingungen sowie dem 
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konkreten Einzelfall zu betrachten. Eine pauschale Festlegung erscheint vor diesem 

Hintergrund nicht zielführend, vielmehr bedarf es einer differenzierten und kon-

textbezogene Prüfung. 

Neben der Benennung der beteiligten Aktuer*innen bzw. Vertragsparteien ist 

daher im Einzelfall zu klären, ob und in welcher Form folgende zentrale Bestand-

teile in die Vereinbarung aufgenommen werden sollten: 

•	 �Grundsätze der gemeinsamen Arbeit (Vertrauensvolle und partnerschaftliche 

Zusammenarbeit, Verbindlichkeit, etc.)

•	 Ziele

•	 �Rechtsgrundlagen und sonstige Bezugspunkte (Schulgesetz, KJHG, eventuell 

Rahmenkooperationsvereinbarungen, Förderrichtlinie, Bewilligungsbescheid, 

Schulprogramm, Leitbild des Trägers etc.)

•	 Kooperationsbereiche (nicht abschließend, sondern exemplarisch aufführen)

•	 �Gemeinsame Vorhaben (Wahl der Themen, Form der Konkretisierung, Angaben 

zur Evaluation)

•	 �Regelungen über die Ressourcen (Räumlichkeiten, Gebrauchsgegenstände, Per-

sonal, Finanzen)

•	 Austausch, gegenseitige Information (Form, Frequenz etc.)

•	 Unfallversicherung

•	 Datenschutz

•	 Ansprechpartner/-innen

•	 Laufzeit, Nachwirkung

•	 Änderung der Vereinbarung 

•	 Salvatorische Klausel	

	 (vgl. Schmitt, 2006, S. 520). 

Ein Muster nach Schmitt (2006, S. 523-526) zu einer Kooperationsvereinbarung 

befindet sich im Anhang. 
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5. Kooperation  
in der praktischen 
Umsetzung

Nachdem im theoretischen Teil die Grundlagen, Begriffe und konzeptionellen 

Hintergründe ausführlich dargestellt wurden, richtet sich nun der Fokus im fol-

genden Kapitel auf die praktische Umsetzung von Kooperationen. Im Mittelpunkt 

stehen dabei erprobte und praxisnahe Methoden, die insbesondere im Kontext 

FiF- Familien im Fokus, der AWO – Handreichung „Sprung über den Kita-Zaun 

– Kindertageseinrichtungen initiieren und gestalten Kooperationen im Sozial-

raum” entwickelt und erprobt wurden. Diese Auseinandersetzung mit kooperati-

ven Arbeitsformen wurde maßgeblich von Andreas Eylert-Schwarz mitgestaltet, 

der auch im Projekt OKOM sowie an der vorliegenden Handreichung mitgewirkt 

hat.

Das Kapitel bietet konkrete Instrumente und Arbeitshilfen, die eine strukturierte 

und reflektierte Gestaltung von Kooperationen ermöglichen. Dazu zählen unter 

anderem eine Entscheidungshilfe zur Auswahl geeigneter Kooperationspartner, 

die Arbeit mit einem Ressourcenkreis sowie die drei „Must-Haves” gelingender 

Kooperationen. Ergänzend werden ein Selbsteinschätzungsbogen, ein Aktions-

plan sowie eine Vorlage für die nächsten Schritte vorgestellt, die eine systema-

tische Planung und Weiterentwicklung von Kooperationen in der Praxis unter-

stützen. 
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5.1 Entscheidungshilfe, die richtigen  
Kooperationspartner zu finden

Der Kooperationsprüfbogen von Birgit Gerber dient als einfache und zeitsparende 

Entscheidungshilfe, um zu beurteilen, ob eine Kooperation sinnvoll ist. Er unter-

stützt dabei, Erwartungen, Bedarfe und die Passung zwischen Kooperationspart-

ner*innen regelmäßig zu reflektieren. So können frühzeitig Schwierigkeiten erkannt 

und Ressourcen effizient eingesetzt werden. Das Toll ist flexibel in allen Phasen 

einer Kooperation einsetzbar und hilft sowohl Einsteiger*innen als auch erfahrenen 

Fachkräften, fundierten Entscheidungen über beginn, Fortführung oder Beendi-

gung einer Zusammenarbeit zu treffen. Die Anwendung dauert etwas 15 – 30 Minu-

ten und kann auch im Team erfolgen, um verschiedene Perspektiven einzubeziehen. 

Die nachfolgende Checkliste nach Birgit Gerber (2020) unterstützt Sie dabei, 

schnell und strukturiert zu prüfen, ob eine Kooperation sinnvoll ist und langfris-

tig Mehrwert bietet: 
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SPRUNG ÜBER DEN KITA ZAUN

61

Eine Entscheidungshilfe, die richtigen Kooperationspartner*innen finden –  
passen wir zusammen?

 Legende: A = trifft zu; B = trifft überwiegend zu; C = trifft teilweise zu; D = trifft nicht/selten zu

Inhaltlicher Nutzen –  
Sinnhaftigkeit für den Sozialraum/die Institution

A B C D

Haben wir eine Überschneidung bei den  
Zielgruppen/Nutzer*innen-Gruppen der Kooperation?

Nützt diese Überschneidung unser Institutionen/unserem Klientel?

Erweitern wir unser Portfolio durch diese Kooperation?

Für unsere Kooperationsaufgabe/das Kooperationsthema  
ist eine Kooperation sinnvoll.

Wir stimmen in unseren Vorstellungen und Zielen überein!

Kooperationsform – wie stellen wir uns Kooperation  
für unsere Institution/unser Klientel vor?

A B C D

Einzelkontakte

Runder Tisch

Kleine Gruppe – Meeting 

Große Veranstaltung – Großgruppenformate  
(z. B. World-Café, Zukunftskonferenzen, -werkstätten)

Gemeinsames Projekt/Aktion

Digitale Konferenzen 

Verbindlichkeit der Kooperation A B C D

Wir halten alle Kooperationspartner*innen für ausreichend verbindlich,  
die Kooperation umzusetzen.

Wurden erste Absprachen und Termine eingehalten?

Beziehung – Anerkennung A B C D

Unsere Arbeitsstile und Vorgehensweisen passen zusammen  
und/ oder ergänzen sich.
Unsere Zusammenarbeit wird nicht durch akute oder schwelende  
(Beziehungs-) Konflikte erschwert.

Die Kompetenzen aller Beteiligten werden ausreichend gewürdigt.

Organisation und Pflege – Kompetenzen und Ressourcen A B C D

Wir ergänzen uns personell (z. B. Qualifikationen, Haltungen)  
und können zusammen kompetent die gemeinsamen Aufgaben bewältigen.
Wir halten alle Kooperationspartner*innen für ausreichend kompetent,  
die Aufgaben umzusetzen und die Kooperation zu gestalten.

Zusammenarbeit A B C D

Die Wünsche aller an der Kooperation Beteiligten werden angemessen 
berücksichtigt.
Die Kooperationspartner*innen ergänzen sich – unsere Zusammenarbeit  
ist ein echter Mehrwert..

(vgl. AWO Stormarn,2020 S. 61)



40Handreichung Soziale Dorfentwicklung:  Methoden aus der Praxis, um soziale Dorfentwicklung zu stärken. 

5.2 Ressourcenkreis: Systematische  
Erfassung von Ressourcen

Berit Nissen (2020) betont, dass Kooperationsprozesse in Organisationen nur dann 

gelingen, wenn sie gemeinsam im Team verstanden, reflektiert und aktiv mitgetra-

gen werden. Veränderungen lösen dabei häufig Unsicherheiten und Widerstände 

aus, die vor allem auf falsche Klarheit und Orientierung zurückzuführend sind. Ent-

scheidend ist daher ein gemeinsamer inhaltlicher Einstieg, um ein geteiltes Ver-

ständnis von Kooperation zu entwickeln und Verbindlichkeiten herzustellen. 

Ein zentrales Element in diesem Zusammenhang ist der Ressourcenkreis, entwi-

ckelt von Berit Nissen. Er dient dazu, individuelle Kompetenzen, Fähigkeiten, Inter-

essen und mögliche Beiträge der Mitarbeitenden sichtbar zu machen. Dadurch wird 

deutlich, welche Ressourcen im Team bereits vorhanden sind und wie diese gezielt 

in Kooperationsprozesse eingebracht werden können.

Der Ressourcenkreis stärkt somit die Motivation, da Mitarbeitende der Kooperati-

on ihre eigenen Stärken wiedererkennen und aktiv einbringen können. Gleichzeitig 

unterstützt er die Verbindlichkeit im Kooperationsteam, da Aufgaben und Rollen 

nicht abstrakt vorgegeben, sondern an vorhandene Potenziale geknüpft werden. 

Kooperation wird dadurch nicht nur theoretisch verstanden, sondern konkret im 

Alltag verankert und handlungsfähig gemacht. 
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Anbei der Ressourcenkreis von Berit Nissen: 

(vgl. AWO Stormarn,2020 S. 52)

5.3 Drei MUST HAVES - zentrale Gelingens- 
bedingungen erfolgreicher Kooperation 

Die Autorin Berit Nissen (2020) beschreibt im Rahmen des Vorhabens „Familie im 

Fokus 2“. drei zentrale „Must Haves” für gelingende Kooperationsprozesse und ver-

bindet diese mit einem praxisorientierten Methodentool zur Teamentwicklung. 

Erstens betont sie die Notwendigkeit eines gemeinsamen Verständnisses von 

Kooperation im Team. Nur wenn geklärt ist, was Kooperation bedeutet und welche 

fachliche Relevanz sie hat, kann ein „Ja“ zum Vorhaben entstehen und eine verbind-

liche Grundlage für den weiteren Prozess geschaffen werden. 

5
2
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KOPIERVORLAGE-Ressourcen-Kreis 

 

 

 

 

 Meine Verbindlichkeit in der 
Kooperation  

 
 Kann ich „ja“ sagen zu einer 

Kooperationsbeziehung? 
 

 Das brauche ich, um kooperieren zu 
können 

 
 Meine „Bedingungen/ Voraussetzungen“ 

damit ich mich auf Kooperation einlassen 
kann. 
 

  kann! 
 

 

 Mein möglicher Beitrag zur Kooperation 
 

 Diese Fähigkeiten, Ressourcen, Kompetenzen, 
Stärken habe ich, die ich in Kooperationen einsetzen 
könnte? 
 

 Das kann ich anbieten… 

 Meine Motivation 
 

 Das motiviert mich mit anderen im Sozialraum zu 
kooperieren? 

 Das treibt mich dabei an? Meine Motivationsfaktoren! 
 

 

 Mein Verständnis 
 

 Kooperation bedeutet für mich…. 
 Welche Notwendigkeiten gibt es für 

unsere Kita zu kooperieren? 

Entwickelt für FiF 2.0, von Berit Nissen, 2019  
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Zweitens hebt die Verfassende die Motivation im Team hervor. Veränderungen wer-

den häufi g zunächst als irritierend oder bedrohlich erlebt, weshalb es entscheidend 

ist, Teilnehmende aktiv einzubeziehen, ihnen Sicherheit zu geben und ihnen eigene 

Gestaltungsmöglichkeiten zu eröff nen. 

Drittens beschreibt sie den eigenen Beitrag der Kooperierenden als zentralen Faktor. 

Kooperation gelingt nur, wenn Mitwirkende ihre individuellen Ressourcen, Kompe-

tenzen und Stärken erkennen und einbringen können, wodurch sich sowohl Motiva-

tion als auch Identifi kation mit dem Vorhaben erhöhen. 

Insgesamt macht Nissen deutlich, dass erfolgreiche Kooperation nicht durch reine 

Information entsteht, sondern durch Verständigung, Beteiligung und die aktive Ein-

bindung des gesamten Teams in den Entwicklungsprozess. 

(vgl. AWO Stormarn,2020 S. 67)
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Die 3 MUST HAVE der Kooperation
__________________________________________________________________

NISSEN FÜR FIF 2019 STORMARN

Unsere gemeinsamen Aktionen/ Maßnahmen/ Projekte

 Was wollen wir gemeinsam praktisch unternehmen?

 Was ist im Einzelnen zu tun, damit die Kooperation ein 
Erfolg wird?

 Was ist unsere gemeinsame Aktion?

 Wollen wir ein Projekt durchführen? 

Unsere 
Kooperation
gestalten!

WIN_WIN und erwünschter Nutzen der Kooperation:

 Welchen (persönlichen / institutionellen) Nutzen haben wir durch die Kooperation?

 Woran erkenne ich den Nutzen? Welche Chance ergibt sich aus der Kooperation?

 Was soll die Kooperation uns gemeinsam, was den Kindern, was den Familien bringen?

Themen-Zweck

 Welche Themen sind uns wichtig? 

 Welchen Zweck hat die Kooperation?

 Um was geht es uns bei der Kooperation? 

 Welche Bedarfe sehen wir im Sozialraum? 

 Passen die Inhalte zu unseren
Einrichtungsprofilen und Visionen?  

Entwickelt für FiF 2.0, von Berit Nissen 
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5.4 Selbsteinschätzungsbogen:  
Der Sprung vom 10 Meterturm

Die von Berit Nissen entwickelte Methode „Der Sprung vom Zehnmeterturm” bietet 

ein strukturiertes und praxisnahes Instrument zur (Selbst-) Evaluation von Koope-

rationsprozessen. Ziel ist es, bestehende Zusammenarbeit systematisch zu reflektie-

ren, Erfolge sichtbar zu machen und gezielt Weiterentwicklung anzustoßen. 

Durch einen dreistufigen Ablauf bestehend aus individueller Selbsteinschätzung, 

kollegialer Beratung in Kleingruppen und gemeinsamer Transferphase, werden 

sowohl individuelle Perspektiven als auch kollektive Handlungsbedarfe erarbeitet. 

Die Methode fördert Transparenz, Partizipation und Nachhaltigkeit innerhalb der 

Kooperation, indem sie Austausch ermöglicht und konkrete nächste Schritte defi-

niert. Besonders geeignet ist die Methode für Kooperationspartner*innen. Die ihre 

Zusammenarbeit kritisch reflektieren und weiterentwickeln möchten. 

Anbei der Selbsteinschätzungsbogen für die praktische Umsetzung: 
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Selbsteinschätzungsbogen – Teil 1

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

1 Auf der Basis der Kooperationsbezie-
hung wird/wurde ein konkretes Koope-
rationsvorhaben/Projekt/eine konkrete 
Aktion entwickelt. Wir sind gemeinsam 
ins Handeln gekommen!

2 Das gemeinsame Vorhaben wird 
partizipativ (gemeinsame Bedarfsent-
wicklung/Abstimmungen/Planungen) 
umgesetzt.

3 Die Mitarbeitenden in den Einrichtun-
gen zeigen Bereitschaft und Motivation 
zur Kooperation. Sie interessieren sich 
für die Inhalte und erkennen den ko-
operierenden Partner an. Wir sagen in 
unserer Einrichtung „Ja“ zur Koope-
ration!

4 Hinter der Kooperation stehen Be-
dürfnisse, Handlungsanforderungen, 
Problemstellungen, die sich aus der 
täglichen Arbeit im Sozialraum und/
oder sich auf Grundlage eines gesetz-
lichen Auftrags ergeben.

5 Kontinuität, Verbindlichkeit und Re-
gelmäßigkeit: Wir treffen uns regelmä-
ßig mit den Kooperationspartner*innen 
und pflegen damit unsere Koopera-
tionsbeziehung.

6 Wir kommunizieren unsere Kooperation 
in den Sozialraum, etwa durch gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit hin zu Eltern, in 
unsere Einrichtungen, in Netzwerke, an 
unseren Träger*innen.

7 Es besteht ein Vertrauen und ein Wir-
Gefühl unter den kooperierenden Ein-
richtungen: z. B. durch Verabredungen 
für die Zusammenarbeit/Klärung von 
Erwartungen und Interessen/Verein-
barung von Regeln für die Zusammen-
arbeit/durch das Kennenlernen der an-
deren Einrichtungen.

8 Alle beteiligten Kooperationspart-
ner*innen befinden sich in einer Win-
win-Situation: Der Nutzen der Koope-
ration ist klar erkennbar. Wir haben 
etwas davon!

Lesen Sie die Kriterien in der Tabelle durch und 
schätzen Sie den momentanen Entwicklungs-
stand in dem Kooperationsvorhaben ein. 

1 bedeutet: damit stehen wir (noch) am Anfang 
10 bedeutet: das erfüllen wir voll und ganz 

1.	 Wo	auf	der	Skala	von	1-10	befindet	sich	nach	
Ihrer Meinung das Kooperationsvorhaben? 

2. Woran machen Sie das fest? 
3. Wie haben Sie es (gemeinsam) geschafft, be-

reits auf Wert x zu stehen?
4. Machen Sie sich zu den Punkten 2 und 3 

 Notizen.
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Kleingruppenarbeit – Beratungsphase Teil 2

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

9 Der Nutzen und Mehrwert der Koope-
ration für Kinder und Familien ist er-
kennbar.

10 Wir haben eine Kooperationsidenti-
tät (mehr als ein Projekt): Gemein-
sam mit den Kooperierenden haben 
wir Ziele und ggf. Visionen für unsere 
Zusammenarbeit entwickelt. Daran 
orientieren wir uns. Wir wissen was wir 
langfristig zusammen erreichen wollen!

11 Wir wissen, wie wir in der Koopera-
tionsbeziehung gemeinsame Entschei-
dungen treffen. 

12 In unserer Kooperation gibt es Verant-
wortliche/eine Koordination, die sich 
darum kümmert, dass es weitergeht. 
z. B. zu Treffen einlädt, organisiert, Pro-
tokolle versendet, etc. 

13 Moderation der Treffen: Die Zusam-
menarbeit in der Kooperation braucht 
eine Moderation, die die Entwicklung 
der Kooperationsbeziehung unterstützt 
und z. B. Sitzungen moderiert. Das be-
kommen wir hin!

14 Gleichberechtigung und Arbeitstei-
lung: In unserer Kooperation sind alle 
gleichberechtigt. Keine*r ist Randfigur 
oder übermächtig. Die Aufgabenteilung 
ist geklärt. Jede/r weiß für was er/sie 
verantwortlich ist.

15 Kommunikationswege sind in unserer 
Kooperation abgestimmt. Wir wissen 
wie wir uns gegenseitig informieren. 
Wir wissen wie wir in Kontakt bleiben!

16 Ergebnisse der Kooperation/unserer 
Treffen werden bei uns dokumentiert, 
damit alle informiert sind und eine 
Transparenz hergestellt ist. 

17 Wir haben vor, die Kooperationsbezie-
hung weiterzuführen. 
Es soll weitergehen!

Die Zukunft unserer Kooperation 
Tauschen Sie sich in der Kleingruppe zu nachfol-
genden Fragen aus. Beraten Sie sich gegenseitig. 
Suchen Sie sich dafür die für Sie wichtigsten Kri-
terien in der Tabelle aus. Nicht alles muss und 
kann sofort beraten werden.
1. Wenn Sie den nächsthöheren Wert erreicht ha-

ben, was würde dann anders sein? Wie wäre 
es? 

2. Was können wir für das Kooperationsvorha-
ben/mit unseren Kooperationspartner*innen 
unternehmen, um noch einen Schritt weiter-
zukommen? 

Bitte schreiben Sie auf Moderationskarten 
a) den Handlungsbedarf und 
b) mögliche und konkrete Handlungsschritte, die 

Sie für die Weiterarbeit empfehlen.



46Handreichung Soziale Dorfentwicklung:  Methoden aus der Praxis, um soziale Dorfentwicklung zu stärken. 

5.5 Aktionsplan – wer macht was mit wem bis 
wann?

Der Aktionsplan gilt als Methode zur Strukturierung von Arbeitsschritten nach 

einem ersten Kooperationstreffen. Dabei geht es nicht um ein fertiges Konzept, 

sondern um das Festhalten erster Ideen und deren konkreten Weiterentwicklung 

bis zum nächsten Treffen. Die Aufgaben werden gemeinsam gesammelt („Was?“), 

anschließend Verantwortlichkeiten („Wer mit wem?”) sowie ein Zeitrahmen („bis 

wann?”) festgelegt. 

Die Methode eignet sich sowohl für Teams als auch für Kooperationen mit externen 

Partner*innen und unterstützt eine transparente Aufgabenverteilung. Wichtig ist 

ein flexibles Vorgehen, etwa durch die Nutzung von Pinnwänden oder Moderations-

karten, da sich im Prozess neue Aufgaben ergeben können. Die teilnehmende kön-

nen sich selbst Aufgaben zuordnen und diese anschließend in Kleingruppen kon-

kretisieren, bevor der Plan im Plenum abgestimmt wird. Die Durchführung dauert je 

nach Umfang etwa 20 – 40 Minuten. 

(vgl. AWO Stormarn,2020 S. 71)
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Kurzbeschreibung: 
Am Ende eines (ersten) Kooperationstreffens steht 
in der Regel nicht das perfekt ausgearbeitete Vor-
haben, sondern meist erste Ideen, für die bis zur 
Umsetzung noch einige Arbeitsschritte zu leisten 
sind. Diese lassen sich als Schlusspunkt eines ge-
meinsamen inhaltlichen Auftakts in einem Ak-
tionsplan festhalten und als „Arbeitsschritte“ bis 
zum nächsten Treffen verteilen. 

Anwendung – diese Methode setzen Sie ein, …
 wenn Sie sich mit Ihren Kooperationspart-

ner*innen über ein gemeinsames Vorhaben 
verständigt haben und nun die nächsten Teil-
schritte umsetzen und untereinander verteilen 
wollen,

 wenn Sie im Team Aufgaben verteilen möch-
ten, z. B. zur Kooperationsanbahnung, zur Um-
setzung eines Vorhabens oder auch einfach zu 
Planung eines Festes oder einer Veranstaltung.

Vorgehen:
Im Plan werden zunächst die zweite Spalte (Was?) 
vollständig, danach die Zeilen ausgefüllt. Dabei 
kann die untenstehende Übersicht z. B. auf eine 
Flipchart oder eine Pinnwand übertragen und 
gemeinsam bearbeitet werden.

Zielgruppen/Setting: 
Geeignet sowohl für die Arbeit im Team als auch 
für die gemeinsame Arbeit mit Kooperations-
partner*innen oder in Gremien und „Runden Ti-
schen“.

Praxistipps:
 Es bietet sich an, zunächst alle Aufgaben zu 

sammeln („Was?“), damit alle einen Überblick 
über die anstehenden Punkte haben und sich 
je nach Interessen und Ressourcen dann zu-
teilen können. 

 Da sich im Planungsprozess immer wieder Er-
gänzungen ergeben, oder beim gemeinsamen 
Nachdenken weitere Aufgaben dazukommen, 
ist	ein	flexibles	Vorgehen	sinnvoll.	Hier	 ist	es	
besser an Pinnwänden zu arbeiten und Mo-
derationskarten zu nutzen, die zunächst an-
gepinnt und ggf. immer wieder verschoben 
werden können, als mit dem Kugelschreiber in 
ausgedruckte Tabellen zu schreiben.

 Nach der Sammlung von Aufgaben ist es bei 
größeren Gruppen ggf. sinnvoll, die Teilneh-
menden zu bitten, sich selbst in eine der Spal-
ten einzutragen (bzw. einen kleinen Kreis mit 
ihrem Namen in die Spalte zu pinnen). An-
schließend kann man den Kleingruppen, die 
sich gebildet haben, den Auftrag zu geben, zu-
nächst gemeinsam zu überlegen wie, wo und 
bis wann sie diese Aufgabe umsetzen können. 
Abschließend wird dies im Plenum besprochen 
und der Plan gemeinsam „verabschiedet“.

Dauer: 
je nach Umfang der Planung und Gruppengröße 
zwischen 20 und 40 Minuten

Material und Vorbereitung: 
Je nach gewähltem Vorgehen kann die Übersicht 
als Ausdruck vorbereitet oder auf Flipchart/Pinn-
wand übertragen werden. Je nach Gruppengröße 
kann auch mit Metaplankarten gearbeitet wer-
den.

Quelle:
erstellt von Andreas Eylert-Schwarz

Schritte Was? Wer mit wem?
Wie/auf 

welche Weise?
Wo? Bis wann?

1.

2.

3.

4.

5.

…

3.3.6 Aktionsplan – wer macht was mit wem bis wann …?
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 5.6 Nächste Schritte

Diese Methode, entwickelt durch Andreas Eylert-Schwarz, dient dazu, gemeinsam 

mit Kooperationspartner*innen konkrete nächste Schritte zu entwickeln, zu struk-

turieren und zu priorisieren. Die Teilnehmenden halten ihre Ideen zunächst einzeln 

fest und ordnen sie anschließend entlang eines visualisierten Weges nach zeitlicher 

Umsetzbarkeit („jetzt”, „bald”, „später“). Durch den anschließenden Austausch im 

Plenum werden Einschätzungen überprüft, angepasst und erste Lösungsansätze für 

mögliche Herausforderungen entwickelt. 

Die Methode schaff t Transparenz, fördert Beteiligung und Motivation und unter-

stützt dabei, sowohl kurzfristige Maßnahmen als auch langfristige Perspektiven der 

Zusammenarbeit sichtbar zu machen:

(vgl. AWO Stormarn,2020 S. 86) 

86
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Unsere nächsten Schritte – so kann es weitergehen

© Entwicklung Durchführungskonzept:
Andreas Eylert-Schwarz, Berit Nissen und Rebakka Bendig

Partizipationsbegleiter.de
Andreas Eylert-Schwarz
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6. Vereinsgründung 
als Instrument  
sozialer Dorf- 
entwicklung

Die Gründung eines Vereins ist ein bewährtes und zugleich vielseitiges Instru-

ment, um soziale Dorfentwicklung aktiv zu gestalten. Gerade in ländlichen Raum, 

wo Engagement, Zusammenhalt und Eigeninitiative eine zentrale Rolle spielen, 

kann ein Verein helfen, Ideen zu bündeln, Strukturen zu schaffen und langfris-

tige Projekte verlässlich umzusetzen. Er bietet einen rechtlichen und organisa-

torischen Rahmen, in dem sich Bürger*innen zusammenschließen können, um 

gemeinsam Verantwortung für ihr Dorf zu übernehmen und soziale, kulturelle 

oder gemeinwohlorientierte Ziele zu verfolgen. 

Dieses Kapitel gibt einen praxisnahmen Überblick darüber, wie eine Vereins-

gründung als Motor sozialer Dorfentwicklung genutzt werden kann. Es zeigt auf, 

welche Gründe und Vorteile für die Gründung eines Vereins sprechen, etwas die 

bessere Organisation von Engagement, die Möglichkeit zur Beantragung von 

Fördermitteln oder die Stärkung von teilhabe und Gemeinschaft. Gleichzeitig 

werden die grundlegenden Voraussetzungen beleuchtet, die erfüllt sein sollten, 

damit ein Verein tragfähig und nachhaltig arbeiten kann. 

Ein weiterer Fokus liegt auf der Bedeutung eines gut begleiteten Gründungspro-

zesses. Die Initiierung und Umsetzung einer Vereinsgründung erfordern nicht 

nur rechtliches Wissen, sondern auch Moderation, Kommunikation und die Ein-

bindung verschiedener Akteur*innen im ländlichen Raum. Daher wird aufge-

zeigt, wie dieser Prozess sinnvoll unterstützt werden kann und welche Faktoren 

zum Gelingen beitragen. 

Darüber hinaus werden zentrale Grundlagen verständlich erklärt, wie beispiels-

weise was einen Idealverein auszeichnet und welche rechtlichen Rahmenbedin-

gungen zu beachten sind. Eine übersichtliche Checkliste führt Schritt für Schritt 
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durch den Gründungsprozess, von der ersten Idee bis zur Eintragung in das Ver-

einsregister. Ergänzend wird auf einen Leitfaden zur Vereinsgründung verwie-

sen, der vertiefende Informationen und praktische Hilfestellungen bietet. 

Ziel des Kapitels ist es, Engagierte zu ermutigen und zu befähigen, selbst aktiv zu 

werden und die Entwicklung ihres Dorfes mitzugestalten. Die Vereinsgründung 

wird dabei nicht nur als formaler Akt verstanden, sondern als gemeinschaftli-

cher Prozess, der Beteiligung stärkt, neue Perspektiven eröffnet und nachhaltige 

Strukturen im Dorf schafft. 
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6.1 Gründe und Vorteile einer Vereinsgründung

Die Gründung eines gemeinnützigen Vereins kann eine sinnvolle Möglichkeit dar-

stellen, um Aktivitäten, Initiativen und Engagement langfristig zu sichern und 

Beteiligungsstrukturen nachhaltig zu verankern (vgl. Bundesministerium der Justiz, 

2023; DSEE, 2022). Insbesondere bei zeitlich befristeten Vorhaben bietet ein Verein 

die Chance, gewachsene Netzwerke, entwickelte Angebote sowie bürgerschaftliches 

Engagement über eine Projektlaufzeit hinaus fortzuführen (vgl. BMFSFJ, 2020).

Eine Vereinsgründung kann dabei als strukturelle Verstetigungsmaßnahme dienen. 

Engagierte Bürgerinnen, Kooperationspartnerinnen sowie lokale Akteur*innen wer-

den in eine verbindliche Organisationsform eingebunden, wodurch Verantwortlich-

keiten auf mehrere Schultern verteilt und Initiativen eigenständig weitergeführt 

werden können (vgl. Zimmer & Priller, 2019). Ein Verein kann beispielsweise als Trä-

ger für Beteiligungsformate, Veranstaltungen oder Begegnungsangebote fungieren. 

Insbesondere in kleineren Kommunen oder im ländlichen Raum zeigt sich häufig ein 

hoher Bedarf an niedrigschwelligen Beteiligungs- und Begegnungsstrukturen. Eine 

Vereinsstruktur kann hier Kontinuität schaffen und gleichzeitig eine Plattform für 

ehrenamtliches Engagement bieten (vgl. Thünen-Institut, 2021). Darüber hinaus 

kann ein Verein als verlässlicher Ansprechpartner für Kommunen, Fördermittelge-

ber und Kooperationspartner dienen (vgl. DSEE, 2022).

Im Zuge einer Vereinsgründung sind folgende Schritte zu berücksichtigen (vgl. 

Bundesministerium der Justiz, 2023):

•	 Bildung einer Initiativgruppe aus engagierten Personen und lokalen Akteur*innen 

•	 Gemeinsame Entwicklung von Zielen und Festlegung des Vereinszwecks 

•	 Erstellung einer Satzung 

•	 Durchführung einer Gründungsversammlung 

•	 Eintragung in das Vereinsregister 

•	 Beantragung und Prüfung der Gemeinnützigkeit 

•	 Aufbau tragfähiger Vereinsstrukturen
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6.2 Bedeutung der Vereinsgründung

Die Gründung eines Vereins stellt eine zentrale Möglichkeit dar, bürgerschaftliches 

Engagement in eine dauerhafte, rechtlich abgesicherte und organisatorisch belast-

bare Struktur zu überführen. Während viele Initiativen zunächst informell entste-

hen und stark von einzelnen engagierten Personen getragen werden, ermöglicht die 

Vereinsform eine Institutionalisierung dieses Engagements. Dadurch werden nicht 

nur Verantwortlichkeiten klar geregelt, sondern auch Entscheidungsprozesse forma-

lisiert und langfristig stabilisiert (vgl. Zimmer & Priller, 2019). Diese Strukturierung 

ist insbesondere dann relevant, wenn Aktivitäten über einen längeren Zeitraum hin-

weg koordiniert, weiterentwickelt und auf mehrere Schultern verteilt werden sollen.

Ein wesentlicher Vorteil der Vereinsgründung liegt in der Möglichkeit der Verste-

tigung. Gerade im Kontext zeitlich begrenzter Projekte besteht häufig die Heraus-

forderung, dass aufgebaute Strukturen, Netzwerke und Angebote nach Projektende 

wegfallen. Ein Verein kann hier als nachhaltiger Träger fungieren, der diese Ergeb-

nisse sichert und weiterführt. Dadurch wird nicht nur die Kontinuität gewährleistet, 

sondern auch die Weiterentwicklung bestehender Ansätze ermöglicht. Gleichzeitig 

schafft die Vereinsstruktur die Voraussetzung, neue Mitglieder einzubinden und 

Engagement systematisch auszubauen (vgl. Bundesministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend, 2020).

Darüber hinaus hat die Vereinsgründung eine wichtige Funktion in Bezug auf die 

externe Wahrnehmung und Legitimation. Als rechtlich anerkannte Organisations-

form verfügt ein Verein über eine höhere Verbindlichkeit und Sichtbarkeit als infor-

melle Zusammenschlüsse. Dies erleichtert die Zusammenarbeit mit öffentlichen 

Institutionen, Fördermittelgebern und anderen Organisationen erheblich. Viele För-

derprogramme setzen zudem eine institutionelle Trägerschaft voraus, sodass ein 

Verein Zugang zu finanziellen Ressourcen eröffnet, die für die Umsetzung und Wei-

terentwicklung von Aktivitäten entscheidend sein können (vgl. Deutsche Stiftung 

für Engagement und Ehrenamt, 2022).

Neben diesen strukturellen und funktionalen Aspekten ist auch die gesellschaft-

liche Bedeutung von Vereinen hervorzuheben. Sie leisten einen zentralen Beitrag 
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zur Stärkung der Zivilgesellschaft, indem sie Räume für Teilhabe, Mitgestaltung und 

soziale Interaktion schaffen. Vereine fördern nicht nur das ehrenamtliche Engage-

ment, sondern auch demokratische Kompetenzen, da Mitglieder aktiv an Entschei-

dungsprozessen beteiligt sind und Verantwortung übernehmen. Insbesondere auf 

lokaler Ebene tragen Vereine dazu bei, soziale Netzwerke zu stärken, Identifikation 

mit dem eigenen Lebensumfeld zu fördern und gemeinschaftliche Problemlösungen 

zu entwickeln (vgl. Thünen-Institut, 2021).

Gerade in kleineren Kommunen oder ländlichen Räumen übernehmen Vereine 

häufig eine Schlüsselrolle, da dort institutionelle Angebote begrenzt sind und bür-

gerschaftliches Engagement eine zentrale Funktion für das soziale und kulturelle 

Leben einnimmt. In diesem Kontext können Vereine nicht nur bestehende Angebo-

te sichern, sondern auch als Motor für Innovation und Entwicklung wirken, indem 

sie neue Formate erproben und lokale Bedarfe flexibel aufgreifen. Insgesamt lässt 

sich festhalten, dass die Vereinsgründung sowohl aus organisatorischer als auch 

aus gesellschaftlicher Perspektive eine nachhaltige und wirkungsvolle Strategie zur 

Stärkung von Engagement und Beteiligung darstellt.

6.3 Voraussetzungen für eine Vereinsgründung

Die Gründung eines Vereins ist an verschiedene rechtliche, inhaltliche, organisato-

rische und ressourcenbezogene Voraussetzungen geknüpft, die in ihrer Gesamtheit 

die Grundlage für eine langfristig tragfähige Vereinsstruktur bilden. Auf rechtlicher 

Ebene ist zunächst zu berücksichtigen, dass für die Eintragung eines Vereins in das 

Vereinsregister in Deutschland mindestens sieben Gründungsmitglieder erforder-

lich sind. Diese müssen im Rahmen einer Gründungsversammlung den Verein offizi-

ell ins Leben rufen und eine Satzung verabschieden. Die Satzung stellt dabei das zen-

trale Steuerungsinstrument dar, da sie den Vereinszweck, die Organisationsstruktur 

sowie die grundlegenden Regelungen zur Mitgliedschaft, zur Entscheidungsfindung 

und zu den Zuständigkeiten festlegt (vgl. Bundesministerium der Justiz, 2023).
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Neben den formalen Anforderungen kommt den inhaltlichen Voraussetzungen eine 

besondere Bedeutung zu. Eine Vereinsgründung sollte auf einem klar definierten 

und gemeinsam getragenen Zweck basieren, der nicht nur Orientierung für die inter-

ne Arbeit bietet, sondern auch nach außen verständlich und anschlussfähig ist. Der 

Vereinszweck bildet die Grundlage für alle Aktivitäten und ist insbesondere für die 

Anerkennung der Gemeinnützigkeit von zentraler Bedeutung. Darüber hinaus ist es 

erforderlich, frühzeitig eine gemeinsame Vision sowie konkrete Ziele zu entwickeln, 

die als Leitlinie für die zukünftige Arbeit dienen. Eine unklare oder zu breit gefasste 

Zielsetzung kann hingegen zu Unsicherheiten und Konflikten führen (vgl. Deutsche 

Stiftung für Engagement und Ehrenamt, 2022).

Auch organisatorische Voraussetzungen spielen eine entscheidende Rolle für den 

Erfolg einer Vereinsgründung. Dazu gehört insbesondere die Bereitschaft der Betei-

ligten, Verantwortung zu übernehmen und sich aktiv in die Vereinsarbeit einzubrin-

gen. Die Besetzung von zentralen Funktionen, wie dem Vorstand, ist dabei ebenso 

wichtig wie die Entwicklung klarer Strukturen für Kommunikation, Entscheidungs-

prozesse und Aufgabenverteilung. Transparente Abläufe und eindeutig definierte 

Zuständigkeiten tragen wesentlich dazu bei, die Handlungsfähigkeit des Vereins 

sicherzustellen und Konfliktpotenziale zu minimieren (vgl. Zimmer & Priller, 2019).

Ein weiterer zentraler Aspekt sind die verfügbaren Ressourcen. Neben dem Enga-

gement der Mitglieder sind insbesondere zeitliche Kapazitäten und organisatori-

sche Kompetenzen erforderlich, um die Vereinsarbeit nachhaltig zu gestalten. Auch 

finanzielle Rahmenbedingungen sollten frühzeitig berücksichtigt werden. Dazu 

zählen Überlegungen zu Mitgliedsbeiträgen, Spenden, Fördermitteln oder anderen 

Einnahmequellen. Eine realistische Einschätzung der Ressourcen ist entscheidend, 

um die geplanten Aktivitäten umsetzen und den Verein langfristig stabil führen zu 

können (vgl. Bundesministerium der Justiz, 2023).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Vereinsgründung ein sorgfältig vor-

bereiteter Prozess sein sollte, der sowohl rechtliche Anforderungen als auch inhaltli-

che Klarheit, organisatorische Strukturen und ausreichende Ressourcen berücksich-

tigt. Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann ein Verein seine Funktion 

als nachhaltige Trägerstruktur erfolgreich wahrnehmen.
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6.4 Begleitung des Gründungsprozesses

Die Gründung eines Vereins ist ein komplexer und mehrdimensionaler Prozess, der 

neben rechtlichen und organisatorischen Anforderungen auch gruppendynamische 

und kommunikative Herausforderungen umfasst. Insbesondere für Personen ohne 

Vorerfahrung im Vereinswesen kann dieser Prozess mit Unsicherheiten verbunden 

sein. Eine gezielte Begleitung kann daher einen entscheidenden Beitrag dazu leisten, 

den Gründungsprozess zu strukturieren, Wissen zu vermitteln und die Zusammen-

arbeit innerhalb der Gruppe zu stärken (vgl. Deutsche Stiftung für Engagement und 

Ehrenamt, 2022).

Die Begleitung kann auf verschiedenen Ebenen ansetzen. Auf der fachlichen Ebe-

ne umfasst sie insbesondere die Vermittlung von Kenntnissen zu rechtlichen Rah-

menbedingungen, zur Erstellung der Satzung sowie zu formalen Abläufen wie der 

Gründungsversammlung oder der Eintragung in das Vereinsregister. Diese Unter-

stützung trägt dazu bei, Fehler zu vermeiden und den Gründungsprozess effizient 

zu gestalten. Gleichzeitig kann sie Unsicherheiten abbauen und das Vertrauen der 

Beteiligten in ihre eigene Handlungsfähigkeit stärken.

Auf der prozessualen Ebene spielt die Moderation von Abstimmungs- und Ent-

scheidungsprozessen eine zentrale Rolle. In Gründungsphasen treffen häufig unter-

schiedliche Erwartungen, Interessen und Vorstellungen aufeinander. Eine struk-

turierte Moderation kann dazu beitragen, diese Perspektiven sichtbar zu machen, 

Konflikte konstruktiv zu bearbeiten und gemeinsame Lösungen zu entwickeln. Dies 

fördert nicht nur die Qualität der Ergebnisse, sondern auch die Identifikation der 

Beteiligten mit dem Verein (vgl. Zimmer & Priller, 2019).

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Begleitung ist die Unterstützung bei der Entwick-

lung einer tragfähigen Organisationskultur. Dazu gehört insbesondere die Klärung 

von Rollen und Verantwortlichkeiten, die Etablierung transparenter Kommunikati-

onsstrukturen sowie die Förderung einer offenen und wertschätzenden Zusammen-

arbeit. Diese Faktoren sind entscheidend für die langfristige Stabilität des Vereins 

und beeinflussen maßgeblich die Motivation und das Engagement der Mitglieder 

(vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2020).
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Darüber hinaus sollte die Begleitung nicht auf die eigentliche Gründungsphase 

beschränkt bleiben. Gerade in der anschließenden Aufbauphase stehen viele Ver-

eine vor der Herausforderung, die entwickelten Strukturen in die Praxis zu über-

führen, erste Aktivitäten umzusetzen und sich als Organisation zu etablieren. Eine 

kontinuierliche Unterstützung kann dabei helfen, diese Übergangsphase erfolgreich 

zu gestalten, Herausforderungen frühzeitig zu erkennen und nachhaltige Lösungen 

zu entwickeln.

Insgesamt trägt eine professionelle oder zumindest strukturierte Begleitung dazu 

bei, die Qualität des Gründungsprozesses zu erhöhen, die Zusammenarbeit inner-

halb der Gruppe zu stärken und die langfristige Handlungsfähigkeit des Vereins zu 

sichern. Sie stellt somit einen wichtigen Erfolgsfaktor für eine nachhaltige Vereins-

entwicklung dar.

6.5 Idealverein: Strukturmerkmale,  
Zweckausrichtung und Abgrenzung zu  
wirtschaftlichen Vereinen

Laut dem Bundesministerium für Justiz und für Verbraucherschutz (2026) ist der 

Idealverein in Deutschland, die am weitesten verbreitete und typische Vereinsform. 

Er beschreibt einen freiwilligen Zusammenschluss mehrerer Personen, die sich unter 

einem gemeinsamen Namen organisieren und einen auf Dauer angelegten Zusam-

menschluss bilden. Kennzeichnend ist dabei eine klare organisatorische Struktur, 

insbesondere durch die Bestellung eines Vorstands, sowie die rechtliche Selbststän-

digkeit des Vereins, die unabhängig vom Wechsel seiner Mitglieder besteht. 

Im Mittelpunkt steht der sogenannte ideelle Zweck. Dieser ist dadurch definiert, 

dass er nicht auf eine wirtschaftliche Betätigung ausgerichtet ist. Vielmehr verfol-

gen Idealvereine Ziele im gesellschaftlichen, kulturellen, sportlichen, ökologischen 

oder sozialen Bereich. Die Vielfalt dieser Zwecke spiegelt sich in der breiten Vereins-

landschaft wider, beispielsweise in Sportvereinen, Kulturvereinen oder gemeinnüt-

zigen Organisationen. 
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Eine klare Abgrenzung ergibt sich zur wirtschaftlichen Tätigkeit. Ein Verein gilt als 

wirtschaftlich, wenn sein Zweck selbst auf das planmäßige Anbieten von Leistun-

gen oder Güter gegen Entgelt ausgerichtet ist. Und das ganz unabhängig davon, ob 

Gewinne erzielt werden. Bereits die Absicht, wirtschaftliche Leistungen zu erbrin-

gen, kann somit zur Einstufung als wirtschaftlicher Verein führen. 

Allerdings dürfen auch Idealvereine in gewissem Umfang wirtschaftlich tätig sein. 

Dies ist durch das sogenannte Nebenzweckprivileg geregelt. Demnach sind wirt-

schaftliche Aktivitäten zulässig, sofern sie dem ideellen Hauptzweck eindeutig 

untergeordnet sind und lediglich als Mittel zu dessen Verwirklichung dienen. Ein 

klassisches Beispiel ist ein Sportverein, der ein Vereinsheim mit gastronomischem 

Angebot betreibt: Die wirtschaftliche Tätigkeit unterstützt hier den eigentlichen 

Vereinszweck, nämlich die Förderung des Sports. 

Besondere Bedeutung kommt gemeinnützigen Vereinen zu. Bei ihnen wird rechtlich 

vermutet, dass wirtschaftlichen Tätigkeiten dem ideellen Zweck dienen und diesem 

untergeordnet sind. Dies gilt sowohl für Tätigkeiten, die unmittelbar der Zweckver-

wirklichung dienen, als auch für solche, die der Mittelbeschaffung dienen. 

Insgesamt zeigt sich, dass der Idealverein eine klar definierte, rechtlich strukturier-

te Organisationsform darstellt, der sich durch ihre ideelle Zielsetzung auszeichnet. 

Gleichzeitig bietet sie eine einen gewissen Handlungsspielraum für wirtschaftliche 

Aktivitäten, solange diese dem Hauptzweck funktional untergeordnet bleiben (vgl. 

BMJV, 2026, S. 9 – 11). 

6.6 Checkliste zur Vereinsgründung:  
In 8 Schritten zum neuen Verein

Im Rahmen der Vereinsgründung kann der Prozess schnell unübersichtlich wir-

ken, da verschiedene formale und organisatorische Schritte zu beachten sind. Um 

den Lesenden eine klare Orientierung zu bieten und sie bei der Umsetzung zu 

unterstützen, ist im Folgenden eine kompakte Checkliste beigefügt. Diese fasst die 
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wesentlichen Schritte auf dem Weg zur Gründung eines Vereins in acht übersicht-

lichen Punkten zusammen und dient als praxisnahe Hilfestellung. 

(vgl. Stein, o.D.)
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6.7 Anmeldung, Voraussetzungen und rechtliche 
Folgen der Eintragung in das Vereinsregister

Die Eintragung eines Vereins in das Vereinsregister stellt einen zentralen Schritt zur 

Erlangung der Rechtsfähigkeit dar. Hierfür muss der Verein beim zuständigen Amts-

gericht, in dessen Bezirk sich der Vereinssitz befindet, eine Anmeldung einreichen. 

In vielen Bundesländern wurden die Zuständigkeiten jedoch gebündelt, sodass ein 

bestimmtes Amtsgericht für mehrere Bezirke verantwortlich sein kann. Die Anmel-

dung kann sowohl in Papierform als auch elektronisch erfolgen und muss öffent-

lich beglaubigt sein. Dies geschieht in der Regel durch einen Notar, der die Identität 

der unterzeichnenden Vorstandmitglieder überprüft. Seit dem 1. August 2023 ist es 

zudem möglich, die Beglaubigung auch mittels Videokommunikation durchführen 

zu lassen. 

Für die Anmeldung sind mehrere Unterlagen erforderlich. Dazu zählt ein formales 

Anmeldeschreiben, das den Antrag auf Eintragung enthält und möglichst keine über-

flüssigen personenbezogenen Daten umfassen soll. Zusätzlich muss eine Abschrift 

der Vereinssatzung eingereicht werden. Diese dient dem Gericht als Nachweis dafür, 

dass die Satzung ordnungsgemäß erstellt und von mindestens sieben Mitgliedern 

unterzeichnet wurde. Daraus ergibt sich zugleich die Voraussetzung, dass der Verein 

zum Zeitpunkt der Anmeldung über mindestens sieben Mitglieder verfügen muss. 

Falls der Verein ursprünglich mit weniger Personen gegründet wurde, müssen vor 

der Anmeldung weitere Mitglieder aufgenommen werden, die die Satzung ebenfalls 

unterzeichnen. 

Ein weiteres zentrales Dokument ist der Nachweis über die Bestellung des Vor-

stands. Dieser kann beispielsweise durch eine Abschrift des Gründungsprotokolls 

erbracht werden, sofern dort die Wahl des Vorstands dokumentiert ist. Diese Unter-

lagen ermöglichen dem Registergericht die Prüfung, ob alle gesetzlichen Anforde-

rungen erfüllt sind. 

Mit der Anmeldung sind auch Kosten verbunden. Diese setzen sich aus Gerichts-

gebühren für die Eintragung sowie Notarkosten für die Beglaubigung zusammen 

und richten sich nach dem Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG). Für die 
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Eintragung selbst fällt eine feste Gebühr an, hinzu kommen weitere Kosten für die 

Bereitstellung der Registerdaten. Die Höhe der Notarkosten ist vom Geschäftswert 

abhängig, wobei bei Vereinsgründung häufig ein pauschaler Wert angesetzt wird. 

Unter bestimmten Voraussetzungen, insbesondere bei gemeinnützigen oder mildtä-

tigen Vereinen, können landesrechtliche Regelungen eine Befreiung von den Gebüh-

ren vorsehen. 

Erst mit der erfolgreichen Eintragung in das Vereinsregister erlangt der Verein seine 

Rechtsfähigkeit als juristische Person. Der zuvor bestehende sogenannte Vorverein 

wird damit zum eingetragenen Verein (e.V.), wobei alle Rechte und Pflichten automa-

tisch auf den eingetragenen Verein übergehen. Im Vereinsregister werden grundle-

gende Informationen veröffentlicht, darunter der Name des Vereins mit dem Zusatz 

„e.V.”, der Sitz, das Datum der Satzungserrichtung sowie die persönlichen Daten und 

Vertretungsbefugnisse der Vorstandsmitglieder. 

Darüber hinaus ist das Vereinsregister öffentlich zugänglich. Sowohl die eingetrage-

nen Daten als auch die eingereichten Dokumente, wie beispielsweise die Satzung, 

können von jeder Person kostenfrei eingesehen werden. Dies ist entweder direkt 

beim zuständigen Gericht oder online über das gemeinsame Registerportal der Bun-

desländer möglich. Dies dient der Transparenz und Rechtssicherheit im Vereinswe-

sen (vgl. BMJV, 2026, S. 22 – 26).

6.8 Leitfaden zum Vereinsrecht 

Der Leitfaden zum Vereinsrecht wurde vom Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz herausgegeben und richtet sich insbesondere an Personen, die 

einen Verein gründen oder sich mit den rechtlichen und organisatorischen Grund-

lagen eines Idealvereins auseinandersetzen möchten. Er dient als praxisnahe Orien-

tierung und bietet eine strukturierte Einführung in zentrale Aspekte des Vereins-

wesens.
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Inhaltlich deckt der Leitfaden den gesamten Lebenszyklus eines Vereins ab. Begin-

nend mit der grundlegenden Erläuterung dazu, was ein Idealverein ist, werden die 

notwendigen Schritte zur Gründung detailliert beschreiben. Von ersten Vorüber-

legungen über die Erstellung einer Satzung bis hin zur Eintragung in das Vereins-

register. Darüber hinaus werden zentrale Elemente des laufenden Vereinsbetriebs 

behandelt, wie die Organisation der Mitgliederversammlung, Aufgaben und Verant-

wortung des Vorstands sowie Rechte und Pflichten der Mitglieder. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf Veränderungen innerhalb eines Vereins, bei-

spielsweise durch Satzungsänderungen oder Mitgliederwechsel. Abschließend wid-

met sich der Leitfaden auch der Auflösung eines Vereins sowie steuerrechtlichen 

Hinweisen und weiterführenden Informationsquellen. 

Für eine vertiefende Auseinandersetzung mit den Inhalten sowie praktische 

Anwendungshinweise wird auf den vollständigen Leitfaden verwiesen, der über 

die entsprechende Verlinkung abrufbar ist:
 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/

DE/Broschueren/Leitfaden_Vereinsrecht.html 

[14.04.2026] 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Leitfaden_Vereinsrecht.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Leitfaden_Vereinsrecht.html
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7. Juristische  
Aspekte im Kontext 
von selbstorganisier-
ten Projekten in  
der sozialen  
Dorfentwicklung

Die Arbeit in Vereinen und gemeinwohlorientierten Projekten ist geprägt von 

Engagement, Eigeninitiative und oft auch von informellen Strukturen. Gleichzei-

tig bewegt sich jedoch in einem klar geregelten rechtlichen Rahmen, der sowohl 

Schutz als auch Verpflichtung bedeutet. Gerade dort, wo Menschen Verantwor-

tung für andere übernehmen, Räume genutzt oder Veranstaltungen organisiert 

werden, entstehen rechtliche Fragestellungen, die nicht dem Zufall überlassen 

werden dürfen. Das folgende Kapitel widmet sich daher zentralen juristischen 

Aspekten, die für eine sichere und verantwortungsvolle Vereinsarbeit unerläss-

lich sind. Im Fokus stehen dabei insbesondere Fragen der Haftung und Versi-

cherung, die klären, wer im Schadensfall verantwortlich ist und wie Risiken 

abgesichert werden können. Darüber hinaus werden die Grundlagen von Über-

lassungsverträgen beleuchtet, die eine rechtssichere Nutzung von Räumen und 

Ressourcen ermöglichen. Ergänzend werden juristische Rahmenbedingungen 

der Raumüberlassung betrachtet, bevor abschließend die Aufsichtspflicht als 

zentrale pädagogische und rechtliche Verantwortung näher eingeordnet wird. 

Ziel des Kapitels ist es, ein grundlegendes Verständnis für diese Themenbereiche 

zu schaffen und damit Handlungssicherheit im praktischen Umgang zu fördern. 

Dabei werden juristische Grundlagen mit fachlichen Perspektiven verknüpft, um 

sowohl rechtliche Perspektiven als auch deren Bedeutung für die Praxis nach-

vollziehbar zu machen. 
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7.1 Haftung- und Unfallversicherung im Rahmen 
der Vereinsarbeit

Im Rahmen der Vereinsgründung und der anschließenden Vereinsarbeit stellt die 

Auseinandersetzung mit Haftungsfragen sowie mit dem Versicherungsschutz eine 

zentrale Voraussetzung für eine rechtssichere und nachhaltige Organisation dar. Ver-

eine agieren als eigenständige juristische Personen und übernehmen Verantwortung 

für eine Vielzahl von Tätigkeiten, die von der Durchführung von Veranstaltungen 

über die Organisation von Angeboten bis hin zum Einsatz ehrenamtlich Engagierter 

reichen. In all diesen Bereichen können Risiken entstehen, die sowohl den Verein 

selbst als auch einzelne handelnde Personen betreffen. Eine systematische Klärung 

dieser Risiken ist daher unerlässlich, um finanzielle Belastungen zu vermeiden und 

die Handlungsfähigkeit des Vereins langfristig zu sichern (vgl. Bundesministerium 

der Justiz, 2023; Deutscher Olympischer Sportbund, 2021).

Grundsätzlich gilt, dass der eingetragene Verein (e. V.) als juristische Person für 

Schäden haftet, die im Rahmen seiner Tätigkeit verursacht werden. Diese Haftung 

erstreckt sich in der Regel auf das Vereinsvermögen. Gleichzeitig können jedoch auch 

natürliche Personen, insbesondere Mitglieder des Vorstands oder andere verant-

wortliche Akteur*innen, unter bestimmten Umständen persönlich haftbar gemacht 

werden. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Schäden auf vorsätzliches 

oder grob fahrlässiges Verhalten zurückzuführen sind. Zwar sieht das Bürgerliche 

Gesetzbuch für ehrenamtlich tätige Vorstandsmitglieder Haftungserleichterungen 

vor, dennoch bleibt ein Restrisiko bestehen, das durch geeignete organisatorische 

und versicherungsrechtliche Maßnahmen reduziert werden sollte (vgl. § 31a BGB; 

Palandt, 2023).

In der praktischen Vereinsarbeit ergeben sich Haftungsrisiken insbesondere in 

Situationen, in denen Dritte zu Schaden kommen, etwa bei Veranstaltungen, durch 

fehlerhafte Organisation oder durch den Einsatz von Materialien und Infrastruk-

tur. Auch Verkehrssicherungspflichten spielen eine wichtige Rolle, beispielsweise 

wenn der Verein Räume nutzt oder Veranstaltungen im öffentlichen Raum organi-

siert. Der Verein ist in solchen Fällen verpflichtet, Gefahrenquellen zu erkennen und 

geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Schäden zu treffen. Eine Verletzung 



63Handreichung Soziale Dorfentwicklung:  Methoden aus der Praxis, um soziale Dorfentwicklung zu stärken. 

dieser Pflichten kann zu erheblichen Haftungsansprüchen führen (vgl. Wollenschlä-

ger, 2021).

Vor diesem Hintergrund kommt der Absicherung durch Versicherungen eine zen-

trale Bedeutung zu. Die Vereinshaftpflichtversicherung bildet dabei die wichtigste 

Grundlage, da sie Personen- und Sachschäden abdeckt, die im Rahmen der Vereins-

tätigkeit gegenüber Dritten entstehen. Ergänzend kann eine Vermögensschaden-

haftpflichtversicherung sinnvoll sein, insbesondere wenn der Verein mit finanziel-

len Mitteln arbeitet oder Entscheidungen trifft, die wirtschaftliche Auswirkungen 

haben. Auch eine Veranstalterhaftpflichtversicherung kann in bestimmten Fällen 

notwendig sein, etwa bei größeren öffentlichen Veranstaltungen (vgl. Deutscher 

Olympischer Sportbund, 2021).

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Absicherung von Unfällen, insbesondere im 

Kontext ehrenamtlicher Tätigkeit. Entgegen einer häufigen Annahme besteht nicht 

in allen Fällen ein umfassender gesetzlicher Unfallversicherungsschutz für ehren-

amtlich Engagierte. Zwar sind bestimmte Tätigkeiten – insbesondere im Auftrag 

öffentlicher Einrichtungen oder im Rahmen definierter Engagementstrukturen – 

gesetzlich abgesichert, jedoch gibt es zahlreiche Konstellationen, in denen dieser 

Schutz nicht greift. Daher ist es für Vereine sinnvoll, ergänzende Unfallversiche-

rungen abzuschließen, um ihre Mitglieder und Engagierten im Falle von Unfällen 

während der Vereinstätigkeit zu schützen (vgl. Deutsche Gesetzliche Unfallversi-

cherung, 2022).

Darüber hinaus haben viele Bundesländer Sammelversicherungsverträge für 

ehrenamtlich Engagierte eingerichtet, die Vereine unter bestimmten Voraussetzun-

gen nutzen können. Diese Angebote stellen eine wichtige Ergänzung dar, ersetzen 

jedoch nicht in jedem Fall eine individuelle Absicherung durch den Verein selbst. 

Eine sorgfältige Prüfung der bestehenden Versicherungslandschaft sowie eine 

bedarfsgerechte Auswahl geeigneter Versicherungen sind daher zentrale Aufgaben 

im Rahmen der Vereinsgründung und -entwicklung.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass ein umfassendes Konzept zur Haftung und Ver-

sicherung nicht nur dem Schutz vor finanziellen Risiken dient, sondern auch eine 

wichtige Grundlage für das Vertrauen der Mitglieder und Engagierten darstellt. Es 
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schafft Sicherheit im Handeln, erleichtert die Übernahme von Verantwortung und 

trägt somit wesentlich zur Stabilität und Professionalität der Vereinsarbeit bei.

7.2 Grundlagen der Überlassungsverträge 

Überlassungsverträge stellen ein zentrales Instrument zur rechtlichen Regelung der 

Nutzung von Ressourcen im Vereinskontext dar. Sie kommen insbesondere dann 

zum Einsatz, wenn Vereine Räumlichkeiten, Flächen, Geräte oder andere Infra-

strukturen nutzen, die sich nicht in ihrem Eigentum befinden. In solchen Fällen ist 

es erforderlich, die Bedingungen der Nutzung klar und verbindlich festzulegen, um 

sowohl die Interessen des Vereins als auch die der Eigentümer*innen oder Träger zu 

berücksichtigen. Überlassungsverträge schaffen somit Rechtssicherheit und bilden 

eine wichtige Grundlage für eine verlässliche Zusammenarbeit (vgl. Bundesministe-

rium des Innern und für Heimat, 2021). In der Praxis betreffen Überlassungsverträ-

ge häufig die Nutzung von kommunalen Räumen wie Bürgerhäusern, Schulen oder 

Sportstätten, aber auch private Räumlichkeiten oder technische Ausstattung. Die 

Inhalte solcher Verträge können je nach Nutzungskontext variieren, sollten jedoch 

in jedem Fall zentrale Aspekte wie Nutzungsdauer, Zugangsregelungen, Verantwort-

lichkeiten sowie Bedingungen der Nutzung umfassen. Eine präzise und transparente 

Ausgestaltung dieser Punkte ist entscheidend, um Missverständnisse zu vermeiden 

und eine reibungslose Nutzung zu gewährleisten (vgl. Schmid, 2020).

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der Regelung von Rechten und Pflichten der 

Vertragsparteien. Dazu gehört unter anderem die Frage, wer für die Pflege, Reini-

gung und Instandhaltung der überlassenen Ressourcen verantwortlich ist. Ebenso 

sollte festgelegt werden, in welchem Zustand die Räume oder Gegenstände über-

geben werden und in welchem Zustand sie zurückzugeben sind. Solche Regelungen 

sind insbesondere dann relevant, wenn mehrere Nutzer*innen beteiligt sind oder 

die Nutzung über einen längeren Zeitraum erfolgt.
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Ein weiterer zentraler Bestandteil von Überlassungsverträgen ist die Klärung von 

Haftungsfragen. Es muss eindeutig geregelt sein, wer im Falle von Schäden an den 

überlassenen Ressourcen oder bei Schäden gegenüber Dritten verantwortlich ist. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Abstimmung mit bestehenden Versicherun-

gen des Vereins von großer Bedeutung, da nur so sichergestellt werden kann, dass 

mögliche Risiken tatsächlich abgedeckt sind. Eine unklare Regelung kann im Scha-

densfall zu erheblichen rechtlichen und finanziellen Problemen führen (vgl. Wollen-

schläger, 2021).

Darüber hinaus spielen auch finanzielle Aspekte eine wichtige Rolle. Überlassungs-

verträge können Regelungen zu Nutzungsentgelten, Nebenkosten, Kautionen oder 

Beteiligungen an Betriebskosten enthalten. Diese Aspekte sollten transparent und 

nachvollziehbar gestaltet sein, um Planungssicherheit für beide Seiten zu gewähr-

leisten. Ebenso ist es wichtig, Kündigungsfristen sowie Bedingungen für die Beendi-

gung der Nutzung festzulegen, um im Falle von Veränderungen flexibel reagieren zu 

können (vgl. Schmid, 2020).

Neben den formalen und rechtlichen Aspekten haben Überlassungsverträge auch 

eine wichtige funktionale Bedeutung für die Vereinsarbeit. Sie ermöglichen den 

Zugang zu Ressourcen, die für die Durchführung von Aktivitäten oft unverzichtbar 

sind, und tragen damit wesentlich zur Handlungsfähigkeit des Vereins bei. Gleich-

zeitig fördern sie die Kooperation mit anderen Akteur*innen, insbesondere mit 

Kommunen, und können zur langfristigen Etablierung von Angeboten beitragen. 

Insgesamt zeigt sich, dass Überlassungsverträge weit mehr sind als reine Formali-

täten. Sie sind ein zentrales Instrument zur Gestaltung von Rahmenbedingungen, 

zur Absicherung von Risiken und zur Förderung verlässlicher Kooperationen. Eine 

sorgfältige Ausarbeitung und regelmäßige Überprüfung dieser Verträge ist daher 

ein wesentlicher Bestandteil professioneller und nachhaltiger Vereinsarbeit.

Ein Muster für einen Überlassungsvertrag findet sich im Anhang. 
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7.3 Juristische Aspekte der Raumüberlassung 

Die Raumüberlassung an Gruppen oder Initiativen bringt verschiedene rechtliche 

Fragestellungen mit sich, insbesondere in Bezug auf Verantwortlichkeit, Haftung 

und Verkehrssicherungspflichten. 

Grundsätzlich gilt: Vertragspartner auf Nutzerseite ist in der Regel die Gruppe als 

Ganzes, entweder als juristische Person (z.B. Verein) oder als sogenannte Gesell-

schaft bürgerlichen Rechts (GbR). In letzterem Fall haften alle Gruppenmitglieder 

persönlich.

Bei Schäden während der Nutzung wird unterschieden, ob diese privat oder im Rah-

men einer Veranstaltung entstehen. Verursacht ein Gruppenmitglied einen Schaden 

im Rahmen der Veranstaltung kann neben der Person auch die gesamte Gruppe 

haftbar gemacht werden. Vereine haften in der Regel mit ihrem Vermögen, während 

bei nicht organisierten Gruppen auch das Privatvermögen der Mitglieder betroffen 

sein kann.

Zur Absicherung wird der Abschluss geeigneter Versicherungen empfohlen, etwas 

private Haftpflicht-, Gruppen- oder Vereinshaftpflichtversicherungen. Ergänzend 

kann die Ehrenamtsversicherung greifen, sofern keine andere Versicherung zustän-

dig ist. 

Der Raumanbieter ist verpflichtet, im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht für 

sichere Räumlichkeiten zu sorgen (z.B. baulicher Zustand, Brandschutz, sichere 

Wege). Diese Pflicht endet jedoch teilweise mit der Übergabe der Räume. Für die 

sichere Durchführung der Veranstaltung ist dann wiederrum der Nutzer verant-

wortlich. 

Bei der Nutzung durch Kinder und Jugendliche gelten besondere Anforderungen: 

Räume müssen altersgerecht gestaltet sein und es besteht eine Aufsichtspflicht, die 

in der Regel beim Nutzer liegt. Eine klare vertragliche Regelung der Verantwortlich-

keiten ist in allen Fällen empfehlenswert (vgl. SHZ-München, 2012, S. 1 – 5).
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7.4 Aufsichtspflicht: fachliche Grundlagen

Die Aufsichtspflicht stellt eine wesentliche Grundlage in der Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen dar und ist untrennbar mit professionellem pädagogischem Handeln 

verbunden. Sie beschreibt die Verpflichtung von Fachkräften und ehrenamtlich 

Tätigen, dafür Sorge zu tragen, dass Minderjährige vor Gefahren geschützt werden, 

sich selbst nicht schädigen und auch keine Schäden gegenüber Dritten verursachen. 

Damit umfasst die Aufsichtspflicht sowohl eine Schutz- als auch eine Kontrollfunk-

tion, die stets im Spannungsfeld zwischen Sicherheit und pädagogisch gewünschter 

Selbstständigkeit steht. Rechtlich ist sie insbesondere im Bürgerlichen Gesetzbuch 

verankert. So ergibt sich die grundsätzliche Verantwortung der Eltern aus § 1631 

BGB im Rahmen der Personensorge. Nehmen Kinder und Jugendliche jedoch an 

Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit teil, wird die Aufsichtspflicht für die Dau-

er der Maßnahme auf die jeweiligen Betreuungspersonen übertragen, die diese im 

Auftrag des Trägers wahrnehmen.

Die konkrete Ausgestaltung der Aufsichtspflicht ist gesetzlich nicht abschließend 

definiert, sondern orientiert sich an der sogenannten Sorgfaltspflicht, wie sie unter 

anderem in § 276 BGB beschrieben wird. Entscheidend ist dabei immer die jewei-

lige Situation im Einzelfall. Der Umfang der erforderlichen Aufsicht richtet sich 

insbesondere nach dem Alter, dem Entwicklungsstand und der individuellen Per-

sönlichkeit der Kinder und Jugendlichen. Ebenso spielen die Gruppengröße, die 

Qualifikation und Anzahl der Betreuungspersonen sowie die Art der Aktivität eine 

wichtige Rolle. So erfordert beispielsweise ein Aufenthalt im Straßenverkehr, am 

Wasser oder bei sportlich riskanten Aktivitäten eine intensivere Aufsicht als eine 

ruhige Beschäftigung in geschützten Räumen.

Aufsicht bedeutet in diesem Zusammenhang nicht eine lückenlose Überwachung, 

sondern vielmehr ein bewusstes, situationsangemessenes pädagogisches Handeln. 

Dazu gehört es, Kinder und Jugendliche über mögliche Gefahren aufzuklären, klare 

Regeln zu vereinbaren und deren Einhaltung zu überprüfen. Ebenso müssen Betreu-

ungspersonen in der Lage sein, Risiken frühzeitig zu erkennen und im Bedarfsfall 

angemessen einzugreifen. Gleichzeitig ist es ein wesentliches Ziel pädagogischer 
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Arbeit, jungen Menschen Freiräume zu eröffnen, in denen sie eigenständig handeln, 

Erfahrungen sammeln und Verantwortung übernehmen können. Die Aufsichts-

pflicht darf daher nicht als reine Kontrolle verstanden werden, sondern als gestalte-

ter Rahmen, der Sicherheit bietet und Entwicklung ermöglicht.

Die Aufsichtspflicht beginnt mit der Übernahme des Kindes oder Jugendlichen 

durch die Betreuungsperson und endet mit der ordnungsgemäßen Übergabe oder 

dem vereinbarten Ende der Maßnahme. In der Praxis kommt der klaren Rege-

lung von Zuständigkeiten eine große Bedeutung zu. Insbesondere bei Bring- und 

Abholsituationen, Ausflügen oder mehrtägigen Veranstaltungen müssen eindeutige 

Absprachen mit den Erziehungsberechtigten getroffen werden. Auch Vereinbarun-

gen darüber, ob und unter welchen Bedingungen Kinder den Heimweg selbstständig 

antreten dürfen, sind im Vorfeld zu klären. Eine transparente Kommunikation trägt 

wesentlich dazu bei, Missverständnisse zu vermeiden und Handlungssicherheit für 

alle Beteiligten zu schaffen.

Besondere Anforderungen ergeben sich im Kontext der Kinder- und Jugendarbeit, 

wie sie im § 11 SGB VIII beschrieben ist. Diese ist geprägt von Freiwilligkeit, Partizi-

pation und dem Ziel, junge Menschen in ihrer Entwicklung zu eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten zu fördern. Daraus ergibt sich ein Span-

nungsfeld: Einerseits besteht die Verpflichtung, Kinder und Jugendliche zu schüt-

zen, andererseits sollen sie möglichst selbstbestimmt handeln können. Fachkräfte 

und Ehrenamtliche stehen daher vor der Herausforderung, Aufsicht so zu gestalten, 

dass sie Sicherheit gewährleistet, ohne die Selbstständigkeit unnötig einzuschrän-

ken. In offenen Angeboten, wie beispielsweise Jugendtreffs, kann die klassische Auf-

sichtspflicht zudem in den Hintergrund treten. Hier liegt der Fokus stärker auf der 

Schaffung sicherer Rahmenbedingungen im Sinne der Verkehrssicherungspflicht, 

während die Anwesenheit der Jugendlichen freiwillig und weniger verbindlich ist.

Kommt es zu einer Verletzung der Aufsichtspflicht, können rechtliche Konsequen-

zen entstehen. Eine zentrale Grundlage hierfür bildet § 832 BGB. Demnach haften 

Aufsichtspflichtige, wenn sie ihrer Verpflichtung nicht in erforderlichem Maße nach-

gekommen sind und dadurch ein Schaden entstanden ist. Dabei wird stets geprüft, 

ob die gebotene Sorgfalt eingehalten wurde. Eine Haftung kann vermieden werden, 

wenn nachgewiesen werden kann, dass die Aufsicht den Umständen entsprechend 

angemessen war oder der Schaden auch bei pflichtgemäßem Verhalten nicht hät-

te verhindert werden können. In schwerwiegenden Fällen können zusätzlich straf-

rechtliche Konsequenzen relevant werden, etwa bei fahrlässiger Körperverletzung 

gemäß § 229 StGB (vgl. Praxis-Jugendarbeit, 2024).
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Aufsichtspflicht kein starres Regel-

werk ist, sondern ein dynamischer und verantwortungsvoller Bestandteil pädagogi-

scher Praxis. Sie erfordert sowohl rechtliches Wissen als auch die Fähigkeit zur situ-

ativen Einschätzung und reflektierten Entscheidungsfindung. Für Fachkräfte und 

ehrenamtlich Tätige bedeutet dies, Risiken bewusst abzuwägen, klare Strukturen zu 

schaffen und gleichzeitig Räume für Selbstständigkeit und Entwicklung zu eröffnen. 

Ziel ist es, Kindern und Jugendlichen einen sicheren Rahmen zu bieten, in dem sie 

sich ausprobieren, Erfahrungen sammeln und zu eigenverantwortlichen Persönlich-

keiten heranwachsen können. 
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9. Anlagen 

9.1 Beispiel für KI-generierte Bilder

Ausgangssituation
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9.2 Checkliste zur Stadtteilbeschreibung
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9.3 Kooperationscheckliste der Werkstatt 3 - 
„Schule ist Partner” der Deutschen Kinder- und 
Jugendstiftung
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9.4 Muster einer Kooperationsvereinbarung nach 
Schmitt
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9.5 Musterüberlassungsvertrag 

Muster-Überlassungsvertrag
 

§ 1 Vertragsparteien

Zwischen 

 [Name / Einrichtung / Kommune] – nachfolgend „Überlasser“ – 

 und 

 [Name / Verein / Person] – nachfolgend „Nutzer“ – 

 wird folgender Überlassungsvertrag geschlossen:

§ 2 Überlassungsgegenstand

(1) Überlassen werden folgende Räume / Flächen: 

 [genaue Bezeichnung, Adresse, Raum-Nr.]

(2) Die Überlassung umfasst auch folgende Einrichtungen: 

[z. B. Mobiliar, Technik, Sanitäranlagen]

§ 3 Nutzungszweck

(1) Die Räume dürfen ausschließlich für folgenden Zweck genutzt werden: 

 [z. B. Veranstaltung, Training, Treffen]

(2) Eine andere Nutzung bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des 

Überlassers.

§ 4 Nutzungszeitraum

(1) Die Überlassung erfolgt am: 

 [Datum / Zeitraum / Uhrzeit]

(2) Auf- und Abbauzeiten sind einzuhalten: 

 [Zeiten ergänzen]
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§ 5 Entgelt / Gebühren

(1) Für die Nutzung wird ein Entgelt in Höhe von [€ Betrag] erhoben.

(2) Nebenkosten (z. B. Reinigung, Energie, Personal) werden pauschal oder nach 

Aufwand berechnet.

(3) Die Zahlung ist fällig bis spätestens: [Datum]

§ 6 Pflichten des Nutzers

Der Nutzer verpflichtet sich insbesondere: 

- die Räume pfleglich zu behandeln 

- die geltenden Hausordnungen einzuhalten 

- Sicherheits- und Brandschutzbestimmungen zu beachten 

- Lärmbelästigungen zu vermeiden 

- nach der Nutzung ordnungsgemäß zu reinigen und zu verlassen

§ 7 Haftung

(1) Der Nutzer haftet für alle Schäden, die durch ihn oder seine Gäste verursacht 

werden.

(2) Der Überlasser haftet nur für Schäden bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit

(3) Der Nutzer stellt den Überlasser von Ansprüchen Dritter frei.

§ 8 Versicherung

Der Nutzer hat für einen ausreichenden Versicherungsschutz (z. B. Haftpflichtver-

sicherung) zu sorgen.

§ 9 Rücktritt / Kündigung

(1) Der Überlasser kann den Vertrag aus wichtigem Grund kündigen.

(2) Der Nutzer kann vom Vertrag zurücktreten. Stornobedingungen: [ergänzen]
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§ 10 Schlüssel / Zugang

(1) Schlüssel werden gegen Empfang ausgehändigt. 

 (2) Verlust ist unverzüglich zu melden. 

 (3) Der Nutzer haftet für Folgekosten.

§ 11 Reinigung und Übergabe

(1) Die Räume sind im ursprünglichen Zustand zurückzugeben.

(2) Müll ist ordnungsgemäß zu entsorgen.

(3) Eine Abnahme kann erfolgen.

§ 12 Sonstige Bestimmungen

(1) Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, bleibt der Vertrag im Übrigen 

gültig.

§ 13 Gerichtsstand

Gerichtsstand ist [Ort], soweit gesetzlich zulässig.

Unterschriften

Ort, Datum 

  

_________________________ 

 (Überlasser) 

  

_________________________ 

 (Nutzer)
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Der Musterüberlassungsvertrag entstand aus folgenden vier Überlassungsverträ-

gen:

•	 �Bezirksamt Mitte Berlin 

https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/aemter/ 

schul-und-sportamt/schule/artikel.1438474.php

•	 �Stadt Nürnberg  

https://www.nuernberg.de/imperia/md/infobox/hve_schule/dokumente/ 

schulraumueberlassungsbedingungen2024.pdf

•	 �Landeshauptstadt Stuttgart  

https://www.stuttgart.de/medien/ibs/AVB_buergerhaus_hedelfingen.pdf

•	 �SozDia Stiftung Berlin 

https://www.sozdia.de/fileadmin/user_upload/Bereiche/Jugendklubs/

TUBE/Vermietung/Mietvertrag_Jugendklub_TUBE.pdf

https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/aemter/
https://www.nuernberg.de/imperia/md/infobox/hve_schule/dokumente/schulraumueberlassungsbedingungen2024.pdf
https://www.stuttgart.de/medien/ibs/AVB_buergerhaus_hedelfingen.pdf
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 9.6 Digitale Stadtrallyes

Impressionen aus Geislingen/Aufhausen
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Impressionen aus Geislingen/Seebach
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